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£ in gründlich
Die „friedliche Umwälzung " , wie das regie -

rungssozialistische Zentralorgan die parlamenta¬

rische Julioffensive des deutschen Reichstages
nennt , vollzieht sich mit deutscher Langsamkeit und

Gründlichkeit . Heute , 12 Tage nach dem Vorstoße
Erzbergers wird immer noch „ umgewälzt " , und erst
am 19 . Juli wird die Welt erfahren , was bei dieser
Wälzerei herausgekommen ist . Die große parla -
mentarische und politische Krise , die sich in den

ersten Tagen wie ein tosender Strom durch die

Fraktionszimmer des Reichstages ergoß und in den

Zeitungsspalten papierne Wellen schlug , ist im

Laufe der letzten Zeit zu einem melancholisch gluck -
senden Büchlein geworden , das seine trübenWässer -
lein über ein flaches und sandiges Bett ergießt .

Die mit pompösen Worten angekündigte und
mit allen parlamentarischen Knalleffekten insze -
vierte Neuordnung und Demokratisierung
Deutschlands litt von vornherein an einem , für
die deutschen Parlamentarier aber anscheinend
ganz belanglosen Fehler . Die Demokratisierung
sollte nämlich vor sich gehen ohne — demos , ohne
die Mitwirkung des Volkes . Ein paar hundert ,
vor sechs Jahren in einer längst überwundenen

Kulturperiode gewählter Parlamentarier und ein

paar Kompagnien , auf ihren Redaktionssesseln
mehr oder weniger isolierter Zeitungsschreiber
hielten sich für allein fähig und berufen , das

deutsche Staatsleben umzukrempeln und , wie Herr
Stampfer so schön sagt , das Bild der Weltlage
gründlich zu verändern . Die Millionen aber , um
deren Schicksal es sich bei der „ friedlichen Umwäl -

zung " doch letzten Endes handelt , sollten in stum -
mer Dankbarkeit hinnehmen , was ihnen erleuchtete
politische Köpfe bescherten . Nun , die Bescherung
ist auch danach .

Das erste , was die parlamentarischen Manager
der deutschen Demokratisierung hätten tun müssen ,
wäre folgendes gewesen : „ Sie hätten sagen

mästen : da es sich heute um eine gründliche Neu -

gestaltung des politischen Lebens unseres Volkes

handelt , haben wir als Beauftragte des Volkes

dafür zu sorgen , daß dieses Volk zu den jetzt bren -

nenden Fragen Stellung nehmen und seine
Willensmeinung darüber aussprechen kann . Wir

aber haben zunächst die Pflicht , die Stimme des

Volkes zu hören " . Im Parlament hätte diese
Forderung auf Grund der gegebenen Situation

bei einigermaßen ehrlicher demokratischer Energie
dadurch verwirklicht werden können , daß die „ ein -

flußreichen " Regierungssozialisten zu ihren Block -

brüdern gesagt hätten : „ Für uns ist die erste

Voraussetzung für eine durchgreifende Demokrati -

sierung die Befragung und Mitwirkung des Vol -

les selbst . Wir beantragen daher jetzt nicht bloß

platonisch , sondern mit allem Nachdruck die A u f -

Hebung des Belagerungszustandes
und der Zensur . Wir erwarten von eurer

Blockfreundschaft , daß ihr euch geschlossen hinter

unseren Antrag stellt und ihn mit uns bis zur

letzten Konsequenz verfechtet . Wir haben die ver -

dämmte Pflicht und Schuldigkeit , dem Volke Ge -

legenheit zu geben , in Versammlungen und in

einer ungehinderten Presse zu seinen Lebensfragen

Stellung zu nehmen . " Es hätte sich dann sehr bald

gezeigt , wie es um die Festigkeit und Ehrlichkeit
des demokratischen Willens der bürgerlichen
Mehrheitsparteien bestellt war . Hätten sie sich

hinter die Forderung der Aufhebung des Belage -

rungszustandes und der Zensur gestellt , dann hätte
der Reichstag auch die Macht gehabt , dies Ver -

langen durchzusetzen . Hätten sie es nicht getan .
dann wäre ihr demokratisches Getue in seinem

wahren Werte erkannt worden , und die Regie -
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rungssozialiften hätten daraus ihre Konsequenzen
ziehen müssen . Aber gerade vor diesen Konse -

quenzen hatten sie Angst , ihre Ebert , David ,

Scheidemann wollten sich aus dem großen parla -

mentarischen Jntriguenspiel nicht „ ausschalten "
lassen , sie haben daher gar nicht daran gedacht .
einen Antrag der eben erwähnten Art einzubrin -

gen und durchzudrücken , obwohl er gerade im jetzi -

gen Zeitpunkt notwendiger gewesen wäre als je -
mals zuvor . Und so hat sich denn die „ große Um -

wälzung " vollzogen ohne tätige Mitwirkung der

Hauptperson , des Volkes selbst . Aber vertrauliche

Beratungen in Fraktionszimmern , noch vertrau -

lichere interfraktionelle Besprechungen , Besuche
beim Ex - Kanzler Bethmann , Audienzen beim

Kronprinzen , Hindenburg und Ludendorf sind alles

andere als demokratische Mittel , um große demo -

kratische Zwecke zu erreichen . Noch viel weniger

ist es das Getuschel , sind es die Schiebungen , die

hinter den Kulissen von geschäftigen Drahtziehern

bewerkstelligt wurden .

Wir wissen sehr wohl , daß in einem entwickel -

ten Staatswesen mit einer Bevölkerung von vielen

Millionen die urwüchsige und primitive Form der

Demokratie nicht möglich ist , daß es hier einer

demokratischen Vertretung der breiten Volkmasten
im Parlament bedarf . Aber dieses Parlament
tann nur demokratisch wirken , wenn es stets in

engster Fühlung mit dem demokratischen Mutter -

boden , dem Volke bleibt . Dieses demokratische

Grundgesetz verletzt , sich in das Nebelreich einer

diplomatischen Staatsmännelei verstiegen zu

haben , das ist der Hauptvorwurf , den wir gegen die

Regierungssozialisten richten . Ihr Verhalten
während der jetzigen politischen Krise verleiht die¬

sem Vorwurfe doppelte Berechtigung .

Aber noch eine andere Forderung hätte von

den angeblichen Verfechtern einer wirklichen beut

schen Demokratie gleich zu Anfang der großen „ Um -

wälzung " erhoben werden müssen . Durch ihren

Vorstoß vom 6. Juli haben die Mehrheitsparteien
des Reichstages selbst zugestanden , daß das bis -

herige politische System in Deutschland , sagen wir

milde , höchst anfechtbar sei . Dieses System hat
aber eine große Anzahl politischer Opfer gefordert .
Das Verlangen nach einer Demokratisierung

Deutschlands hätte auch die durchaus demokratische

Forderung einer A in n e st i e für alle p o l i -

tischenV erurteilten während der

letzten drei Jahre in sich schließen müssen .
In Oesterreich ist ein solcher Amnestieerlaß er -

folgt und hat sicherlich dem Empfinden weiter

Volkskreise entsprochen . In Deutschland haben die

Parlamentarier aus lauter Sorge um die Be -

setzung von Ministerstühlen und Staatssekretär -

Posten gar nicht daran gedacht , sich derer anzu -

nehmen , die im ehrlichen Kampfe für Demokratie

und Frieden der Justiz des bisherigen Regimes

zum Opfer gefallen sind .
Wir erwarten von der Fraktionier Unabhän -

gigen Sozialdemokratie , daß sie die Forderung auf

Aufhebung des Belagerungszustandes und der

Zensur sowie die Forderung einer politischen Am -

nestie gerade jetzt erneut und mit verstärktem Nach -
druck erhebt . Denn bei politischen Forderungen
kommt es sehr auf den Zeitpunkt an . in dem sie
gestellt werden . Bis jetzt hat die unabhängige
Fraktion in der gegenwärtigen Tagungsperiode
einen Vorstoß in der angedeuteten Richtung nicht
machen können , da der Reichstag sich vierzehn Tage
lang unter der Wirkung des Krisenfrebers selbst

zur Untätigkeit verurteilt hat . Wir hoffen aber .

daß die unabhängige Fraktion bei der ersten sich
bietenden Gelegenheit der regierungsfähigen

> der Weltlage ?
B e r l i n , den 17 . Juli 1917 .

Mehrheit die beiden Forderungen wirklicher
Demokratie präsentiert . Von ihrer Erfüllung
oder Nichterfüllung wird es abhängen , ob das Bild

der Weltlage , soweit es sich um die innerpolitischen
Zustände Deutschlands handelt , wenn auch nicht
gründlich , so doch wenigstens etwas zu seinen
Gunsten oerändert hat .

Das Preußen - Wahlrecht .

Der einzig greifbare Erfolg der Parlament « -
rischen Julireoolution von 1917 ist — die Aus¬

sicht auf Beseitigung des Dreiklassenwahlrechtes
in Preußen . Am 11 . Juli erfolgte ein königlicher
Erlaß , nach dem dem Landtage ein Gesetzentwurf
„ wegen Abänderung des Wahlrechtes zum Abge -
ordnetenhause auf der Grundlage des gleichen
Wahl r e ch t s aufzustellen ist . " Die nächsten
Wahlen sollen bereits nach dem neuen Wahlrecht
stattfinden .

Das regierungssozialistische Zentralorgan und

die Mehrzahl der gleichgesinnten Parteiblätter der

Provinz füttern darob die deutsche Arbeiterschaft
mit Illusionen . Sie gebärden sich so, als ob das

freie Wahlrecht in Preußen bereits e i n g e -

führt sei . Davon kann gar keine Rede sein .
Es handelt sich zunächst nur um eine A n k ü n d i -

g u n g , um eine Anweisung der preußischen Krone

an das Ministerium , einen Entwurf auszuarbei -
ten , über dessen Annahme oder Ablehnung das

preußische Abgeordnetenhaus in

seiner heutigen Zusammensetzung und das Her -
r e n h a u s zu entscheiden hat .

Solche Ankündigungen sind dem preußischen
Volke schon mehrmals zuteil geworden . In der

Thronrede vom 29 . Oktober 1998 hieß es : „ Es ist
mein Wille , daß die auf Grundlage der Verfassung
erlassenen Vorschriften über das Wahlrecht zum
Hause der Abgeordneten eine organische Fortent -
Wicklung erfahren sollen . " Trotzdem ist das Drei -

tlassenwahlrecht bis auf den heutigen Tag in

straft geblieben .
In der Osterbotschaft ' vom 7. April 1917 wurde

gesagt , daß das Wahlrecht nach Beendigung des

Krieges geändert werden solle , daß für das Klassen -
Wahlrecht in Preußen kein Raum mehr sei und daß
der nach Kriegsschluß vorzulegende Gesetzentwurf
unmittelbare und geheime Wahl der Abgeordneten
vorzusehen habe .

Alle diese Ankündigungen sind noch keine Er -

füllungen . Nach all den Erfahrungen , die das

preußische Volk gemacht hat , ist es ganz unange -
bracht , dem überschwänglichen Jubel der regie -
rungssozialistischen Presse Glauben zu schenken .
Die Arbeiterschaft hat vielmehr alle Ursache , der

weiteren Entwicklung der preußischen Wahlrechts -
frage kühl und nüchtern entgegenzusehen . Das
freie Wahlrecht in Preußen ist ihr noch nicht als

reife Frucht in den Schoß gefallen ; noch manche
Widerstände werden zu überwinden sein , ehe die

preußischen Wähler aus Grund des direkten , ge -
Heimen und gleichen Wahlrechts ihre Abgeordneten
wählen können . Von einem Wahlrecht der Frauen
und anderen Erfordernissen eines unseren demo -

kratischen Grundsätzen entsprechenden Wahlsystems
wollen wir gar nicht reden .

Das Bild der Weltlage hat sich, soweit Preußen
in Betracht kommt , noch nicht gründlich geändert .
Wir haben ein Versprechen der Krone , das aller -

dings , wie zugegeben werden muß , klarer und be -

stimmter formuliert ist , als die früheren Ver -

Iprechungen . Einzulösen aber haben das Ver -

svrechen Faktoren , die sich bisher als entschiedene
Zejnde eines freien Wahlrechts gezeigt haben .



Ganz unbestimmt ist auch der Zeitpunkt , an dem

der jetzige preußische Landtag sein Urteil über das

angekündigte Wahlgesetz sprechen solb Die offe¬
nen und versteckten Wahlrechtsfeinde werden nicht
»lützig sein , den Weg zu einer Demokratisierung
Preußens so schwierig als nur irgend möglich zu

machen .
Darum fort mit allem illusionärem Ueber -

schwang . Ohne tätige Mitwirkung der Arbeiter -

schaft wird Preußen kein freies Wahlrecht er -

halten .
* * *

Der neue Reichskanzler .

Auf der Fahne des Juliblockes steht die stolze
Losung ! Parlamentarisches Regime für Deutsch -
land ! In der rauhen Wirklichkeit der letzten Tage
hat diese Losung » aber kläglich versagt . Bei der

Besetzung der höchsten Regierungsstellen ist alles

nach der alten Schablone gegangen . Der Reichs -
tag hat ergeben hinnehmen müssen , was ihm vom

hohen Olymp herab ( wie das „ Berliner Tage -
blatt " in einem Anfall von Selbstironie sagte )
beschert wurde . In all das Geschwätz über Per -
>onalfragen , das die Spalten der Blätter füllte ,
platzte die Kunde von der Verabschiedung Beth -
mann - Hollwegs und die Ernennung seines Räch -
folgers Dr . M i ch a e l i s , der zuletzt preußischer
„ Ernährungsdiktator " war . Run hatten die poli -
tischen Zeichendeuter und Gebärdenspüher wieder

gute Zeit . Es verlohnt sich nicht , auf all das Zei -
tungsgeschwafel , das dem in der Versenkung ver -

schwundenen Bethmann nachflog und dem neuen

Reichskanzler entgegenflatterte , näher einzugehen .
Für uns genügt die Konstatierung der Tatsache ,
daß sich auch in bezug auf die Parlamentarisierung
des politischen Lebens in Deutschland das Bild

nicht im mindesten geändert hat .
Der neue Reichskanzler wird erst am k9 . Juli

der deutschen Volksvertretung einen kleinen Ein -

blick in sein politisches Glaubensbekenntnis ge -
statten . An Vorschußlorbeeren hat es ihm bis jetzt
nicht gefehlt . Vor allem rühmte ihn die konser -
oative Presse als Mann von christlicher Gesinnung
und konservativer Anschauung . Im „ Berliner
Tageblatt " wurde er der „ Durchhaltekanzler " ge -
nannt .

* *
*

Die Friedenskundgebung des Juliblockes .

Nach tagelanger emsiger Arbeit haben die ver -

bündeten Mittelparteien des Reichstages eine

Friedenskundgebung zustande gebracht , die als

Resolution im Reichstage eingebracht werden soll
und w a. von David . Ebert , Molkenbuhr , Scheide -
mann und Südekum unterzeichnet ist . Wie der

neue Reichskanzler zur Friedensfrage steht , weiß
bis heute kein Mensch . Die Friedensfrage hat
auch schon die ursprüngliche Blockbrüderschaft er -

schllttert . Die Nationalliberalen als Partei woll -

ten von der Friedensformel Scheidemann — Erz -
berger nichts wissen . Sie haben den Mitgliedern
ihrer Fraktion die Abstimmung darüber freige -
stellt . Das offiziöse Wolffsche Telegraphenbureau
brachte folgende Meldung über die Friedenskund -
gebung !

„ Die Mehrheit des Reichstages , die sich zusam -
mensetzt aus den Fraktionen des Zentrums ,
der Fortschrittlichen B o l k s p a r t e i ,
der Sozialdemokraten , eines T e i l s d e r

Deutschen Fraktion und einzelner
Mitglieder anderer Fraktionen , hat
sich auf folgendes Friedensprogramm geeinigt , das

sie dem Reichstag zur Beschlußfassung vorlegen
wird :

Wie am 4. August gilt für das deutsche Volk

auch an der Schwelle des vierten Kriegsjahres
das Wort der Thronrede ! „ Uns treibt nicht Er -

oberungssucht " . Zur Verteidigung seiner Frei -
heit und Selbständigkeit , für die Unversehrtheit
seines territorialen Besitzstandes hat Deutschland
die Waffen ergriffen .

Der Reichstag erstrebt einen Frieden
der V e r st ä n d i g u n g und der dauern -
den Versöhnung der Völker . Mit
einem solchen Frieden sind erzwungene Gebiets -

erwerbungen und politische , wirtschaftliche oder

finanzielle Vergewaltigungen unvereinbar .
Der Reichstag weift auch alle Pläne ab , die

auf eine wirtschaftliche Absperrung
und Verfeindung der Völker nach
dem Kriege ausgehen . Die Freiheit
der Meere muß sichergestellt werden . Rur

der Wirtschaftsfriede wird einem freundschaft -
lichen Zusammenlehen der Völker den Boden

bereiten . .

Der Reichstag wird die Schaffung i n t e r -

nationaler Rechtsorganisationen
tatkräftig fördern .

Solange jedoch die feindlichen Regierungen
auf einen solchen Frieden nicht eingehen , so-
lange sie Deutschland und seine Verbündeten mit

Eroberung und Vergewaltigung bedrohen , wird

das deutsche Volk wie ein Mann zusammen -
stehen , unerschütterlich ausharren und kämpfen ,
bis sein und seiner Verbündeten Recht auf Leben

und Entwicklung gesichert ist .
In seiner Einigkeit ist das deutsche Volk

unüberwindlich . Der Reichstag weiß sich darin

eins mit den Männern , die in heldenhaftem
Kampfe das Vaterland schützen . Der unoer -

gängliche Dank des ganzen Volkes ist ihnen
sicher . "

Wir müssen uns versagen , diese Kundgebung
kritisch zu würdigen . Entgegentreten müssen wir

aber der regierungssozialistischen Presse , die den

Arbeitern vorzuspiegeln sucht , diese Kundgebung
entspräche durchaus den Friedensgrundsätzen des

russischen Arbeiter - und Soldatenrates . Unsere
Leser brauchen nur den in dieser Nummer ent -

haltenen Aufruf der russischen Sozialisten zur
Stockholmer Konferenz mit dem Text der Kund -

gebung der deutschen Reichstagsmehrheit zu ver -

gleichen , um diese Irreführung festzustellen . So

verlangen die russischen Sozialisten einen Frieden
ohne Annexionen und Kontributionen fKriegs -
entschüdigungen ) gegründet auf dem

Selbstbestimmungsrecht der Völker .

Von diesem Rechte ist in der Kundgebung der deut -

schen Reichstagsmehrheit keine Rede .

Wir fürchten , daß dieses „geschichtliche Doku -

ment " , wie es der „ Vorwärts " nennt , in seiner
Fernwirkung das Bild der Weltlage nicht so
gründlich ändern wird , wie man es im Interesse
des Friedens wünschen möchte .

Ueber all dem Staub , den die deutsche Parla -
mentsrevolte aufgewirbelt hat , reckt sich von Tag
zu Tag düster und drohender das Gespenst des

vierten Kriegswinters .

Wochenschau .
Vom ll >. bis 17. ssuli 1917 .

Kriegöereignisse : An der Westfront haben in

der vergangenen Woche an mehreren Teilabschnitten

Kämpfe stattgefunden , die an Heftigkeit die

Gefechtshandlungen der letzten Wochen übertrafen .
An der flandrischen Küste erfolgte im weiteren

Umkreis von Lombardzyde ein größerer Vorstoß deut -

scher Marinetxnppen , denen es gelang , den Engländern
einen empfindlichen Gelündeverlust zuzufügen , In

wiederholten Gegenstößen , die zurzeit noch nicht ab -

geschlossen sind , versuchten die Engländer die Tchlappe

wieder auszugleichen . Lebhafte Kampfestätigkeit

herrscht seit Wochen im Befehlsbereich des deutschen

Kronprinzen , wo in den letzten Tagen an den drei

Gefechtszentren — am sogenannten Tammweg , bei

Reims Und bei Perdun — die Artillerie - und Jnsan -

teriekämpfe nicht aussetzten . Räch französischen Mel¬

dungen sollen die ersten amerikanischen Truppen zur

engltsch - französischen Irvnt abgegangen sein . — An der

O st f r o n t hat die große Kraftanstrengung der Offen -

sive des Generals Bruzelow nachgelassen , dafür ist

aber die Gefechtstätigkeit im Rahmen des Ttellungs -

krieges an der ganzen rnssischen Front von der Ostsee
bis zn den Karpathen lebhafter geworden .

* » *

Ausland : In U n g' a r n hat der Ministerpräsident
Graf Esterhazn eine Rede gehalten , in der er sich sehr

entschieden für einen annexionslosen Frieden aus -

sprach . Gleichzeitig betonte er die völlige staatliche

Gleichberechtigung Ungarns neben Oesterreich . — Tie

ungarische Regierung hat eine weitgehende Milderung

der Zensur zugesagt .

In Rußland ist in der vergangenen Woche der

Kongreß des russischen Arbeiter - und Toldatenrats zu

Ende gegangen . Er setzte am Tchlusse seiner Berhand -

lungen ein Exekutivkomitee ein , das die sozialifti -

schen Minister und damit die ganze provisorische Re -

gierung zu überwachen hat , und dem die sozialistischen

Minister verantwortlich sind . Ein gleichzeitig abgehal -

teuer allrussischer Gewerkschaftskongreß beschloß , die

Maßnahmen des Arbeiter - und Toldatenrats zu un -

terstntzen . Tas Abstimmungsergebnis zeigt aber , daß

eine starke Minderheit des russischen Inbustrieprole -

tariats auf der Teite der extrem - radikalen Bulschewicki

steht und die Politik der im Arbeiter - und Soldatenrat

vertretenen sozialistischen Mehrheit nicht billigt . Ter

Unterstützungsbeschluß des Gewerkschaftskongresses

wurde nüinlich mit Ibb Stimmen bei 7Ü Enthaltungen

gefaßt . — R« ch dem Vorbilde der Kriegskommission

bei den Armeen der großen französischen Revolution

sind vom Kriegsminister Kerenski Militärkommissionen
aus Mitgliedern des Arbeiter - und Solöatenrats bei

den einzelnen Oberkommandos gebildet worden , die

politische Differenzen zwischen Truppen und Armee -

leitungen zn schlichten haben . — Seit Beginn der

Offensive nehmen die Angriffe der Bulschewicki auf pro -
visorische Regierung und Mehrheit des A. - und S. -
Rates an Heftigkeit zu . Ende Juni wollten die Ex -
trem - Radikalen eine große Demonstration in Peters -

bürg veranstalten , die aber vom Kongreß des A. - und

S . - Rates unter Tscheidses Leitung verhindert wurde .

Tie Bulschewicki werfen der Mehrheit Schwäche gegen -
über den kapitalistischen Gewalten vor . Sie behaupten ,
die Offensive sei ein Entgegenkommen zugunsten der

englischen und amerikanischen Kapitalisten . Fest steht ,

daß die provisorische Regierung angesichts der völligen

Zerrüttung der Finanzen des Staates wie der Staats -

verivaltnngen auf den guten Willen der englischen
und amerikanischen Geldgeber angewiesen ist . Tie

sozialistische Mehrheit ivirft den Extrem - Radikalen

vor , daß sie durch ihre einseitig - doktrinäre Taktik den

Mächten der Gegenrevolution Vorschub leisten . Da

das Ausland nur unvollkommen über den wahren

Stand der Tinge im russischen Riesenreiche mit seiner

starken Bauernbevölkerung und seinen vielen Ratio -

nalitäten unterrichtet ist , da wir auch nicht beurteilen

können , inwieweit die Rachwirkung des alten , ver -

lotterten zarischen Snstems die provisorische Regierung
und den A. - und S . - Rat zu bestimmten Maßnahmen

zivingt , ist es schwer aus der Ferne zu entscheiden ,
ob die Taktik der Bulschewicki oder die der sozia -

listischen Mehrheit , die doch auch Beweise revolutionü -

rer Energie erbracht hat , die richtige ist . — Reben den

sozialen Kämpfen innerhalb der russischen Revolution

gehen auch die nationalen Kämpfe her . So ist F i n n -

land am Werk , seine vollständige neutrale Unab -

hängigkeit von Rußland durchzusetzen . Ter finnische

Landtag hat bereits ein entsprechendes Berfassungs -

gesetz beschlossen , stößt aber auf Widerspruch der rufst -

schen provisorischen Regierung . Ebenso sind in der

Ukraine lSüdrußland ) die Selbstänbigkeitsbestre -
bungen sehr stark , wurde doch sogar schon die Prvkla -

mierung einer unabhängigen ukrainischen Republik ge -
meldet . Ter Kriegsminister Kerenski , der zur Be -

ruhigung der Gemüter mit einigen anderen der radi -

kalen Politikern nach Südrußland gereist mar , soll dort

die Zusicherung gegeben haben , daß die künftige Ver -

fassung Rußlands die Form einer großen , aus ein -

zelnen nationalen Republiken bestehenden Bundes -

republiken haben »verde .

Tie brutal - einseitige Logik des entfesselten Krieges ,

die überall auf dem Grundsatz beruht , den Gegner mit

allen verfügbaren Mittel » und an jeder nur erreich -

baren Stelle zn treffen , zwingt jetzt auch Amerika

in ihren Bann . Tie Regierung der Bereinigten
Staaten hat nach englischem Vorbilde eine strenge Aus -

fuhrsperre über die neutralen Länder verfügt , um es

diesen unmöglich zu machen , amerikanische Rohstoffe ,

Lebens - und Genußmittel an die Mittelmächte zn ver -

kaufen .
Tie peinliche Angelegenheit des deutschen Bomben -

kuriers in Norwegen ist durch eine entschuldigende

Rote der deutschen Regierung beigelegt worden�
* . »

Tie innere Politik Tentfchlands stand vollständig
im Zeichen der großen parlamentarischen Krise . Tie

spärlichen , über die ganze Woche verstreuten Voll -

sitzungen des Reichstags konnten daher kein großes

Interesse erregen . Eine kurze Sitzung wurde ausge -

füllt mit einer stattlichen Anzahl von kleinen Anfragen

und kurzen Antworten der Regierungsvertreter . Die

Anfrage des Genossen Rühle :

„ Ist dem Herrn Reichskanzler bekannt , daß

F r a u T r . stt o s a L u x e m b u r g am ui . Juli 191. 6,

nachdem sie eben erst eine Gefängnisstrafe von einem

Jahre verbüßt hatte , in S i ch er h e i t s h a ft ge -
nommen worden und bis auf den heutigen - tag der

Freiheit beraubt ist , ohne daß etwas gegen sie vor -

liegt , was nach dem Schutzhaftgesetz die Verhängung
der Haft rechtfertigen könnte - ' Ist dem verrn Reichs -
kanzler weiter bekannt , daß gegen Frau RosaLuxem -
bürg nicht ein m a l ein « t r a f v e r f a h r e n

auch nur eingeleitet worden in , das die Rechtserti -

gung der Sicherheitshaft bilden� tonnte ? Weiß der

Herr Reichskanzler , daß Frau �. r . Rosa Luxemburg

inzwischen als T e l e g i e r t e f ü r ö i e S t v ck l> o l -

m e r K o » f e r e n z gewählt worden ist und daß das

Holländisch - Skandinavische Komitee die deutsche Re -

gierung um Freilassung der Frau Luxemburg für

die Stockholmer Konferenzen ersucht hat - ' Was ge -

denkt der Herr Reichskanzler zu tun , um die gegen

Frau Tr . Rosa Luxemburg verhängte , b e m S ch u tz -

h a f t g e s e tz w i d e r sprechende S i ch e r li e i t s -

Haft zur Aushebung zu bringen , und wie gedenkt

er das Ersuchen des Holländisch - Tkandinavischen
Komitees zu beantworten , um nicht im In - und Aus -
land den Eindruck aufkommen zu lassen , daß in Frau
Tr . Luxemburg eine politische Gegnerin der Re¬

gierung verhindert werden soll , in Stockholm für den

Frieden zu wirken ? "

ist von der Regierung bis jetzt noch nicht beantwortet

worden .



Eine Titzunft des NcichstageS beschäftigte sich mit

dem bedeutungsvollen Gesetzentwurf , nach dem die

deutschen Reedereien der T ch i f s a h r t s -

g e s e l l s ch a f t e n mit einer sehr hohen E n t s ch ä -

digungssum m e bedacht werden sollen , um sie sür

die Zchiffs vertu sie schadlos >u halten , die sie während

des Krieges erlitten haben . Tie deutschen Tchisfahrts -

Unternehmungen sollen dadurch in die Lage versetzt

werden , durch Bauen neuer «chiffe usw . nach Kriegs -

ende sofort den Verkehr mit dem Auslande wieder auf -

zunehmen , um vor allem die Rohstoffversorgung zu

sichern . Ter Gesetzentwurf sieht zunächst die Tumme

von nur tztztz Atillionen Mark vor , lästt aber soweit

Spielraum , da st eine Milliarde leicht überschritten

werden kann . In den Ausschustberatungen wurde vom

Vertreter der Unabhängigen Sozialdemokratie mit

Recht betont , dast die Bevorzugung einer einzelnen

Kapitalistengruppe nicht zu rechtfertigen sei, ' die ver -

schiedenen Schichten der werktätigen Bevölkerung , die

auch unter den Kriegsschäden und Kriegswirkungen

schwer zu leiden haben , müßten aus eigener Kraft ohne

Reichshilfe ihre wirtschaftliche Existenz neuausbauen .

Ter Staat sollte , wie das schon bei den Eisenbahnen der

Kall sei , die Schiffahrt in eigene Verwaltung nehmen .

Ein Vertreter der Regierungssozialisten legte sich da -

gegen für das Reederkapital stark ins Zeug . Der We -

setzentwurs sieht einige kleine Konzessionen für die

Mannschaften der Handelsmarine vor . Das genügt

dem Regierungssozialisten , das Milliardengeschenk an

die Reeder , das doch nur auf Kosten der deutschen

Steuerzahler gemacht werden kann , ohne weiteres gut -

zuheißen . Ties Beispiel zeigt wieder einmal sehr deut -

lich , dast die meisten Regierungssozialisten , angeblich

im Interesse des Proletariats , die Geschäfte des liapi -

talismns besorgen und um geringer Einzelvorteile

willen die proletarische Allgemeinheit belasten und

lähmen . Wie stark bei dem Rcederei - Entschädigungs -

gesetz kapitalistische Gewinnsucht engagiert ist , gehtjtus
der Tatsache hervor , dast schon viele Wochen , bevor der

Entwurf zur Verhandlung kam , an der Börse eine so

wilde Spekulation auf Schiffahrtsaktien einsetzte , dast

selbst die Börsenzeitung dagegen Stellung nehmen

mußte . — TaS Schicksal des Gesetzes wird erst in den

nächsten Tagen vom Reichstag entschieden werden .

Ter regierungssozialistische Partei -
t a g ist wegen des am lö . August beginnenden Ttvckhyl -

mer Kongresses auf den Monat September verschoben

worden .

Parteigenossen !

Werbt sür die Unabhängige

Sozialdemokratische Partei

Deutschlands !

Stockholm .
Die vollständig einseitige Stellung -

nähme der deutschen Regierungs sozio -
l i st e n in den Vorbesprechungen in Stockholm und in

ihrem Memorandum hat , wie jetzt immer mehr be -

tannt wird , bei den Vertretern der Internationale
einen durchaus ungünstigen Eindruck gemacht . Tie

gegnerischen Regierungssozialisten sind über die Ge -

dankengänge ihrer deutschen Artgenossen empört und

antworten mit ebenso einseitigen Meinungsäußerun -
gen . Die neutralen Sozialisten sehen die „ Friedens -
arbeit " der Ebert , Scheidemann , David usw . mit sehr
kritischen Augen an, ' nur die dänische , unter dem Ein -

flusse Ttaunings stehende Partei zollt ihren Berliner

Freunden wohlwollende Worte . Daß die Zimmer -

walder Gruppen von den Friedenötheorien der deut -

schen Sozialpatrioten nichts wissen wollen , versteht sich
von selbst . Der russische Arbeiter - und Toldatenrat
hat von dem deutschen regierungssozialistischen Me -

» wrandum Kenntnis genommen , die Antworten aber ,
die er darauf nach Teutschland hat gelangen lassen ,
enthalten trotz der höflichen Form so viele scharfe
spitzen gegtin die deutschen Fricdensdeklamatoren , daß
diese nur ganz naiven und ungeschulten Arbeitern
weißmachen können , die Scheidemänner befänden sich
in voller Uebereinstimmung mit den russischen Sozia -

listen . Auf keinen Fall ist der von unseren Re -

gierungSsozialisten eingeschlagene Weg geeignet , zu

einer Verständigung innerhalb der Internationale und

zu einer tatkräftigen , erfolgversprechenden Vorarbeit

für einen baldigen Frieden zu führen . Daß es sich

nicht um eine im „ Parteihaß " diktierte Verleumdung

handelt , wenn wir die bisherige Arbeit unserer Re -

gierungissozialisten in Stockholm einseitig und un -

fruchtbar nennen , wird von einer hervorragenden

Persönlichkeit aus ihrem eigenen Lager bestätigt . Herr
G ö h r e hat nämlich in der vorigen Woche im

Scherl ' schen „ Tag " den Nachweis gebracht , dast die

Stockholmer Tätigkeit seiner Freunde „ eine rück -

haltlose V e r t e i d ig u n g T e u t s ch l a n d s u n d

der deutschen Regierung " darstelle . Herr

Göhre hat damit bestätigt , daß die Ebert , Scheidemann

David usw . in Stockholm eine freiwillige Zweigstelle

des diplomatischen Bureaus für die deutsche Propa -

ganda im Auslande etabliert hatten . Aber genau so

wie das Sauptbureau in der Berliner Wilhelmstraße

mit seiner Propaganda schlechte Geschäfte gemacht hat ,

genau so haben die Scheidemänner in Stockholm schlecht

abgeschnitten . Taraus ist auch zu erklären , daß sie

nach ihrer Rückkehr so nervös nach einer Temokrati -

sierung Teutschlands schreien und damit selbst zugeben ,

daß die von ihnen so warin verteidigten Zustände in

Teutschland doch sehr der Besserung fähig und bedürftig

sind . Denn ihre demokratischen Deklamationen waren

in den letzten drei Jahre » , in denen sie sich der bürg -

friedlichen „ heiligen Einigkeit " verschrieben hatten ,

bloße Lufterschütterungen ohne politischen Wert .

* *'
*

Inzwischen ist eine Einigung zwischen dem skandi -

navisch - hollündischen Komitee und den Vertretern des

russischen Arbeiter - und Soldatenrats über das

Stattfinden der eigentlichen Konferenz

zustande gekommen . Folgender Aufruf wurde von

Stockholm aus an sämtliche Glieder der Internationale

gerichtet :

Proletarier aller Länder vereinigt Euch !

Einladung zur Stockholmer Jnter -

nationalen K o n f e r e nz am lö . August

und folgende Tage .
Ter Krieg dauert bereits drei Jahre und noch ist

sein Ende nicht absehbar . Zur Vorbereitung der not -

wendigen Lösung hat der Petrograder Arbeiter - und

Soldatenrat die Initiative ergriffen , unter dem

Banner der russischen Revolution eine i n t e r n a t i o -

n a l e Konferenz der s o z i a l i st i s ch e n Welt

einzuberufen . Dieser Vorschlag , dem übrigens gleich -

laufende Absichten zahlreicher sozialistischer Parteien

vorausgingen , wurde gutgeheißen durch den

allrussischen Kongreß der A r b e i t e r r ä t e.

Ter Zweck der Konferenz ist die Vereinigung

aller Kräfte des internationalen Pro -

l e t a r i a t s zur Herbeiführung des F r i e -

densohneAnnexionenundKontributio -

n e n , gegründet auf dem Selbstbestim -

m u n g s r e ch t der Volke r .

Um ihre Ausgabe zu gutem Ende zu führen , hat

sich die russische Abordnung die tatkräftige Mitarbeit

des holländischen Komitees gesichert , das seine Pläne

auf die russische Initiative gestützt und bereits in ge -

sonderten Konserenzen mit der Mehrzahl der sozia -

listischen Parteien zahlreiche Fragen präzisiert hat .

Zur Vorbereitung der allgemeinen Konferenz

wurde ein Organisationsburean eingesetzt , bestehend
aus Vertretern des russischen und hollündisch - skandi -

navischen Komitees . Dieses Äureau hat , um alle

Streitigkeiten zu vermeiden , beschlossen , die Zu -

lassungs - und Abstimmungsvvrschrifte » der ordent -

lichen internationalen Kongresse möglichst genau inue -

zuhalten .
Beide Körperschaften laden alle dem Internationa -

len Bureau angeschlossenen Parteien , auch die während

des Krieges beigetretenen , sowohl die Mehrheiten wie

die Minderheiten und die als selbständige Parteien

konstituierten Oppositionen , ebenso die der Gewerk -

schastsinternationale angeschlosseneu Gewerschaften ein .

Tie Konferenz findet in Stockholm am

15. A u g u st und die folgenden Tage statt .

Vorläufige Tagesordnung :

1. Ter Weltkrieg und die Internationale .

•2. Das Friedensprogramm der Internationale .

3. Tie Mittel und Wege zur Verwirklichung dieses

Programms und zur schnellen Kriegsbeendigung .

Tie Organisatoren der allgemeinen Konserenz sind

tief überzeugt , daß , um zur Beendigung des Welt -

kriegs beizutragen , die Internationale alle sozia -

listischen Parteien und Gewerkschaften wird dahin

bringen müssen , jegliche Zusammenarbeit

mit den Regierungen abzulehnen , die

die Angabe ihrer Kriegsziele v e r w e i -

gern oder offen oder versteckt i m p e r i a -

l i st i s ch e Ziele aufgestellt haben und den

Verzicht darauf verweigern .

Ueberzeugt , daß ihre Organisation auf diesem

Standpunkt steht und bereit ist , diese Verpflichtungen

zu übernehmen , ohne Zögern und Abschwüchung die

diesen Grundsätzen entsprechenden Beschlüsse der allge -

meinen Konferenz durchzuführen , bitten wir Sie , durch

eine Abordnung an der von dem russischen Kongreß

und dem holländisch - skandinavischen Komitee einberufe -

neu Internationalen sozialistischen Konferenz teilzu -

nehmen und Ihre Vertreter nach Stockholm zu ent -

senden .

Wenn sie im Konferenzprogramm nicht vorge¬

sehene Fragen unterbreiten ivolleu , müssen diese Vor -

schläge beim Orgnnisativusbureau der Internationa¬

len Konferenz : Stockholm , Uplandsgateu 14, bis zum
5. August eintreffen .

Mit sozialistischen und brüderlichen Grüßen !

Für die Abordnung des russische » Kongresses der

Soldaten - und Arbeitervertreter :

Ehrlich . Goldenberg . Rosa n off .

R u f s a n o f f. S m i r n v w.

Für das holländisch - skandinavische Komitee :

Troelstra . van Kol . Albarda iErsatzmann :

Vliegent . W i b a u t iErsatzmann : Brantingj .

Söderberg . Möller . Borgbjerg .

Hammer «Ersatz : Bang ) .

Für das Sekretariat : H uns in ans . E n g b e r g.
Ein Teil der Abgeordneten des russischen Arbeiter -

und Soldatenrats reisen inzwischen nach London und

Paris , um an Ort und Stelle die Schwierigkeiten zu

beseitigen , die sich einer Teilnahme der englischen und

französischen Sozialisten an der Stockholmer Konferenz

entgegenstellen . An der von den englischen und fran -

zösischen Regierungssozialisten angeregten Kvnserenz
von Sozialisten der Ententeläuder wollen die Russen

nur zu rein informatorischen Zwecken teilnehmen . Sie

halten eine solche Konferenz für überflüssig .
Tie Z i m m r r ip a l d e r Internationale

Sozialistische Kommission bat sich nach Mel -

düngen aus Stockholm an den Vorberatungen der

Russen für den allgemeinen Kongreß rege betei -

ligt , obwohl die Mehrzahl der russischen Sozia -

listischen Gruppen der Zimmerwalder Richtung zuneigt .
Die vier in Stockholm weilenden Mitglieder der

Zimmerwalder Kommission haben aber eine Mitarbeit

an den Vorberatungen zur Konferenz abgelehnt . Ob

die Zimmerwalder an der großen , allgemeinen Konse -

renz teilnehmen , wird auf einer Konferenz der

Zimmerwalder Gruppen entschieden werden , die einige
Tage vor dem 15. August stattfinden wirb .

• •♦

Die Anschauungen , mit denen die Mehrheit des

russischen Arbeiter - und Soldatenrates an die große

Konferenz herantreten , leuchten aus der Antwort her -

vor , die dessen Vollzugsausschuß an Vanderveld « ,

Thomas und de Brouckere gerichtet hat . Bandervelde

usw . hatten , wie mir mitgeteilt haben , ein Memo -

randum versaßt , daß ein einseitiges Gegenstück zum
Memorandum der deutschen Regierungssozialisten war .

Es wurde Vandervelde übrigens von belgischen , befvn -

ders von flämischen Sozialisten das Recht bestritten ,
im Namen der gesamten belgischen Sozialdemokratie

zu reden . Der Ausschuß des russischen A. - und S . - R.

hat nun eine längere Erwiderung an die Adresse der

belgischen und französischen Regierungssozialtsten ge -

richtet , in der es u. a. heißt :

„ — Tie russische Revolution , die nicht nur eine

Erhebung gegen die Tyrannei des Zarentuins war ,

sondern auch gegen die Greuel des Welt -

krieges , dessen Schuld auf den inter -

nationalen Imperialismus fällt , stellte

mit einer noch nicht dagewesenen Schärfe vor das Be -

wußtsein aller Völker die Frage der Notwendigkeit

eines baldigen Friedensschlusses . Tie zeigte den Böl -

kern auch den Weg zur Verwirklichung dieses Traumes

der Volksinassen , die leiden und verbluten : Ver -

e i n i g u n g aller Arbeiter der ganzen

Welt für den Kanipf gegen die Versuche

des Imperialismus , mit allen Mitteln

den Krieg im I n t e r e ss e der w o h l h a b e n -

den Klassen zu verlängern ; sie rief die Ar -

beiter der ganzen Welt auf zum Kampf für den

Frieden .

Die Formel „ Allgemeiner Friede ohne Annexionen

oder Kontributionen auf der Grundlage des Selbst -

bestimmiiugsrechtes der Völker " , drückt dieses Streben

nach einem dauernden Frieden aus , dessen Bedin -
gungen ausschließlich im Interesse der arbeitenden

Klassen formuliert werden . Wenn die Arbeiter aller

Länder sich nur von ihren Interessen leiten lassen

und alle Prätentionen der offenen und

versteckten I ni p e r i a l i st e n und Mili¬

taristen abweisen , die so oft ihr wahres Gesicht

unter schönen Masken verbergen , dann müssen sie zu

einem dauernden und schnellen Einvernehmen

kommen

. . . . .

"

In bezug auf die von Vandervelde angeschnittene

Frage einer Entschädigung sür das verheerte Belgien

sagt die russische Antwort :

„ . . . . .Den Vertretern der Arbeitermassen , die sich

befreien werden von dem von den Imperialisten ge -

schürten gegenseitigen Mißtrauen und Verdacht , die

die die Gemeinsamkeit ihrer Interessen erkennen und

sich zum Kampf für den Frieden vereinen werden .

wird es nicht schwer fein , sich über Art und Größe der

Schadenersätze sür die Bevölkerung der Länder , die

am meisten vom » riege verwüstet und ruiniert wurden ,



wie z. B . Belgien , Polen , <�nli . ' ,icn , Terbien nsw . zu

einigen

. . . . . .
"

„ Pon der Konferenz der Tvzialisten aller Urieg -

führenden und neutralen Länder erivartet der Ütat

ein internationales Einvernehmen , das den Arbeitern

aller Länder gestatten wird , gleichzeitig n n d in i t

gleichartigen Äi e t h v d e n de n K a m p f f ü r

den allgemeinen Frieden auf der a l l g e -

meinen Grundlage zu f ii h r e n , sodast ilinen

gestattet wird , die Bande zu zerreißen , die sie Zwangs -

weise mit den Regierungen und Klassen verbinden ,

welche von imperialistischen Bestrebungen erfüllt sind

und die Herbeiführung des Friedens verhindern . "

Die Angelegenheit Grimm

hat eine Nntersuchnngskommission in Stockholm be -
schästigt , welche uns folgende Erklärung zugehen läßt :

„ Die von der Internationalen sozialistischen
Kommission eingesetzte ilntersuchungskommission in
der Angelegenheit dcS Genossen Grimm hat den Tele -
grammwechsel Grimm - Hoffmann , die gegen Grimm
gerichteten Anschuldigungen geprüft , Genossen Grimm
und Zeugen verhört .

Tie unterbreitet der dritten Zimmerwalder Kon -
serenz folgende Feststellungen und Tchlußfolgerungen
über diese Angelegenheit .

I.

Genosse Grimm hat in Petrograd ain 27. Mai ein
Telegramm an den Schweizer Bundesrat Hoffmann
durch den Schweizer Gesandten Tdier abgesandt .

Er hat diesen Schritt getan , ohne vorher weder mit
dem in Petrograd anwesenden Mitglied der Zntcr -
nationalen sozialistischen Kommission , Genossin Auge -
lika Bahabanoff , noch mit den Bertretcrn der russischen
Zimmerwalder Parteien darübe » zu beraten .

Er hat auch später , als die Sache an die Oeffent -
lichkeit gelangte , den russischen Genossen in Petrograd
nicht mitgeteilt , daß er das Telegramm an Hoffmann
gesandt hat .

II .
Nach seiner Aussage hat Grimm nur die Einholung

von Informationen über die Kriegsziele aller Re¬
gierungen im Auge gehabt .

Nun hat sich aber Genosse Grimm nicht damit be -
gnttgt , an Bundesrat Hoffmann die nackte Frage nach
den Kriegszielen der Regierungen zu richten , vielmehr
hat er in seinem Telegramm sich über die Gefahren
der deutschen Offensive für die Friedensverhandlungen ,
Über die Notwendigkeit der Ausstellung von Pässen
an die Delegierten zur internationalen Konferenz
des Arbeiterdelegiertenrates ausgelassen . Diese ver -
schiedenen Hinweise legen die Annahme nahe , daß
Grimm durch sein Telegramm auch einen Anstoß zu
Friedensverhandlungen geben wollte .

Es handelt sich dabei keineswegs um de n
Separatfrieden zwischen Deutschland und Ruß -
land , sondern umgekehrt , um a l l g e m e i n e Friedens -
Verhandlungen zwischen allen Regierungen .

Die Kommission betrachtet es nicht als ihre Auf
gäbe , zu untersuchen , welche Ziele Bundesrat Hoff
mann bei seiner Antwort verfolgte . Aber sie erklärt ,
daß keine Gründe zu der Annahme bestehen , Grimm
habe im vorherigen Einvernehmen mit Hoffmann ge -
handelt , was Grimm auch bestreitet . Bei den persön
lichen Beziehungen , die in der Schweiz selbst zwischen
den oppositionellsten Parlamentariern und den Bundes -
behörden bestehen , war es Grimm möglich , sich an
Hoffmann auch ohne vorhergehende Besprechungen zu
wenden .

Daß Grimm im I n t e r e s s e d e s beut s ch e n
Imperialismus , als sein Agent gehandelt
habe , dafür spricht keine einzige der Kom -
m i s s i o n b e t a n nie Tat s a ch e. Wohl aber spricht
dagegen nicht nur der schärfste dreijährige Kampf
Grimms gegen den deutschen Imperialismus , die Iln -
lerstütznng , die er der deutschen Opposition stets ge -
währte , wofür er als Agent der Entente drei
Jahre lang in der deutschen Presse bekämpft wurde ,
sondern auch der oben geschilderte Inhalt der Depesche
Grimms . Als wichtigstes Motiv der Handlungsweise
Grimms nimmt die Untersuchungskommission seine
Sorge um die e s ch i ck e de r r u s s i s ch e n
Revolution an , die Grimm als durch die Weiter -
dauer des Krieges bedroht ansah und durch Friedens -
Verhandlungen retten wollte .

III .

Daß Grimm seinen Schritt ohne Wissen des an -
deren in Petrograd anwesenden Mitgliedes der Inter
nationalen sozialistischen Kommission und der Ber -
treter der russischen Zimmerwalder Parteien unter -
nommen hat , die ihn von der Absendung des Tele -
gramms ganz gewiß abgehalten hätten , hält die Unter -
suchungskommission für eine Eigenmächtigkeit
Grimms , s ü r die die Z i m in e r w aide r B e r -
e t n t g u n g jede V e r a n t w o r t u n g a b l e h n e n
muß , nicht nur deshalb , weil dieser Schritt den
Feinden Zimmerwalds Gelegenheit gab , diese gegen
alle imperialistischen Regierungen gerichtete Bewc -
gung als Werkzeug einer Regierung darzustellen , son
dern auch deswegen , weil sie den Schritt als grundsä .
lich unzulässig betrachtet .

Die Untersuchungskommission erklärt , daß das
Betreten der geheimen diplomatischen Wege zwecks
Herbeiführung des Friedens , wie es Grimm getan hat ,
dem Wesen der Zimmerwalder Bewegung widerspricht .

Stockholm , den 5. Juli 1917 .

sign . H ö g l u n b - Schweden , K n r k v w - Bulgarien ,
Lang - Schweiz , L i n d h a g e n - Schweden ,

O la u s e n - Norwegen . O r l e v s k - Rußland ,
R a d e k - Polen .

Nach einer Stockholmer Meldung des „ Vorwärts "
schreibt in einer Polemik gegen die Erklärung des

Zimmcrwald - Ausfchufles die „ Jsvestia " , das offizielle
Organ des Arbeiter - und SoldatenrateS : Der Haupt¬
grund der Answeifung Grimms war fein chiffrierter
Briefwechsel , der ihn als Werkzeug der Schweizer und
der deutschen Regierung erwiesen und den er selbst in¬

timsten Freunden verborgen hat .

Kapitalistischer Majsenkaus
eines „ sozialdemokr . " Suches .

Es ist ausgefallen , welche hohen Auflagen der
Frankhsche Verlag in Stuttgart für den Verschleiß der
imperialistischen Schreiberei des badischen Sozialdemo -
traten Anton Fendrich anzugeben hatte . Wer da glaubt ,
daß das deutsche Volk und seine Arbeiterschaft� aus
eigener Tasche die Groschen aufbrachte , um sich solche
seichte Marktware anzuschaffen , wird durch die Reklame
für den Absatz der Fendrichschen Schriften eines besse¬
ren belehrt . Hier der Inhalt eines Geschäftsbriefes
vom März d. I . :

„ Ew . Hochwohlgeboren !
Es interessiert Sie gewiß , wenn wir Ihnen von

den vielen Massenbeziehern der Flugschriften Fend -
richs : „ Ein Wort an die unten und die oben " einige
nennen : Sächsischer Textilindustrie - Verband 500( 1,
Deutscher Braunkohlenindustrie - Berein 5000 , ManneS -
mannröhrenwcrke Düsseldorf 5000 , A. G. für Anilin¬

fabrikation 4400 , Robert Rvsch 4000 , Westfälische Stahl¬
werke 2400 , Schubert ii . Salzer , Alfred Nobel u. Eo . ,
Kannstädtwerke , Daimlermotoren - Gefellschaft , Hedern -
heimer . Kupferwerke , Maschinenfabrik Gritzner , Düffel -
dorfer Eisen - und Drahtindustrie , R. Stock u. Eo . ,
Wegmann n. Eo. , Fahrzeugfabrik Eisenach , Hau -
noversche Maschinenbau - Ä. - G. , I . T . Riedel je 1000 .
Ein Frankfurter Anonymus bezog sogar 80 000 , eine
Hamburger Firma 10 000 - ferner Behörden , Verein !

gungen usw . bis zu 10 000 Stück , so die Kgl . Landräte
von Mörs , Teltow , . Kreisausschuß Recklinghausen , Ge -
meinde - und Staatsverwaltungen von Barmen , Bettin ,
Godesberg , Theesen , Oberpleis , Hörde , Dnrlach u. v. a.

Bei großen Bezügen kommen wir Ihnen bis zur
Grenze des Möglichen entgegen .

Mit vorzügl . Hochachtung
Frankhsche Verlagshandlung "

In einem besonderen Zirkular , das an die „ Sehr
verehrliche Direktion " gerichtet ist , wird die außer -
ordentlich hohe Bewertung und Massenverbreitung der
Schrift damit begründet , daß „ noch nirgends Gesin -
nnng , Bewegung und Kampfmittel unseres Haupt -
feindes so klar nachgewiesen , so folgerichtig Zweck und
Ziel unseres Ringens abgeleitet und zur Stärkung
im Entschluß zum Ausharren und im Willen zum Sieg
so packend erläutert worden sind , wie hier

. . . . .

"

Deshalb ist auch nicht mehr wie recht und billig ,
daß die Kricgslieferanten von ihren Gewinnen ein
Teilchen in Kriegsreklame anlegen . Daß ihnen dazu
just das Buch eines — „ Sozialdemokraten " als das

zweckdienlichste Objekt erscheint , — darauf wird Herr
Anton Fendrich und sein regierungssozialistischer An -

hang gewiß nicht wenig stolz sein .

Dereins - Deranstaltungeit .
Pankow - Riederschönbausen . Am Sonntag , den

22 . Juli : Gemeinschafilicher Familicn - Ausflug nach Horms -
darf . Treffpunkt pünktlich mittags l Uhr Bahnhof Schön -
holz . Für Nachzügler im Restaurant zur Waldschänke .
Um zahlreiche Beteiligung ersucht Die Bezirksleitung .

ii « Wablkreis . Der Lcseabcnd im Fuli fällt aus .
Dafür findet am Dienstag , den 24 . d. M. , Kaffeekochen
beim ,Ulten Freund " in Pichelsiverder statt . Treffpunkt
pünktlich l1/ » Uhr am Bahnhof Alexanderplag .

Berlin VI. Jugendsektion . Sonntag , den 29 . Juli
Wanderung . Abfahrt Stettiner Fernbahnhof ö50 bis
Biesental , am Finow - Flies entlang zum Samith See . zu -
rück nach Melchow . Weglänge >8 km Fahrgeld 1,50
Zahlreiche Beteiligung erwartet Tie Tektionsleitnng .

Schöncberg « Montag , den 23 . Juli , findet bei
Haendcl , Borbergstr . 11, ein gemeinsamer Leseabend statt .

Sonntag , den 22 . Juli , Familienausflug . Treffpunkt
Bahnhof Ebersstraße , 2 Uhr . Zahlreiche Beteiligung er¬
wartet Ter Borstand .

Tie Slrbeiter - Samarieerkolonne

macht auf ihre Ansbildungsknrse aufmerksam und auch
darauf , daß sie in der Lage ist , bei allen Beranstal -
tungen Samariterwachen stellen zu können . Bei Be -
darf wolle man sich an Gustav Dietrich , Vorsitzender ,
Berlin NW 23 , . Klopsiockslraße 25 , wenden .

Ans den Organisationen .
Tentpelhof . Dienstag , den 24 . Juli , General -

Versammlung bei Reimers , Ordensmeisterstr . 57 . — Tages -
ordnung : l . Bericht des Vorstandes . 2. Diskussion
3. Neuwahl des gesamten Vorstand . 4. Parteiangclcgen -
heilen .

NeukSNn .
Montag , den 23 . Juli , abends Uhr .

Frauen - Leseabend .
Die Bezirke 1 —12 tagen im Jdial - Kasino , Weichsel -

straße S, und die Bezirke 13 —24 im Jugendheim , Nogatstr . 15.
Zahlreichen Besuch erwartet Der Borstand .

Zur Beachtung . '
Verbandsbüro ,
Redaktion des Mitteilungsblattes ,
Bezirks - Vildungsausschuß ,
Arbeiter - Bildungsschule ,
Kinderschutzkommission ,
Iugendsekretariat von Groß - Berlin ,

befinden sich jetzt

Blllill 027, SWletslW 5, Hos 2 TlWeil.
Telephonanrnf : Alexander , 3007 .

*
.

*

Alle für den Verband und für das Mit -

teilungsblatt bestimmten Geldsendungen sind
an die persönliche Adresse des Kassierers

Aich . Kerök , Berlin 027, Schickterkr . 5,
Hof 2 Treppen

zu adressieren .

Unserem Abteilungsführer dem Genossen

August Seeger
gratulieren wir zu seinem K0 Geburtstage .

Die Funktionäre der 16 . Abteilung .

Dem « enden nnsem ans dem Mgs -
sdjanM gesailenen Senoffen!

4 . Mahlkreis .
Am 21. Juni fiel im Alter von 37 Jahren der

Buchdrucker

Richard Klaene
Pofencrstr . 15. Bez . 319 II .

0 . Wahlkreis .
Am 2. Juni 1917 fiel der 39 Jahre alte Arbeiter

Karl Rnnglack
Pankstr . 38 , Abt . 17, Bez . 808 .

Wahlverei « Neukölln .

Gefallen ist am 25. April durch Herzschuß der

Bezirksführer des 22 . Bezirks , Genosse

Franz Kurzmann »
Ehre ihrem Andenken !

Aachruf .
4 . Wahlkreis .

Anfang Juli verstarb im Alter von 34 Jahren
der Tischler

Rudolf Domdey
Glogaucrstr . 17, Bez . 207 II .

Wahlverein Potsdam .
Ani Donnerstag , den 13. Juli , verstarb unser

langjähriges Mitglied der Genosse , Zimmerer

August Seefeld .
Wir werden sein Andenken stets in Ehren halten .

Sozialdem . Wahlverei « Stieder - Harnim .
Bezirk Stralau .

Am 9. Juli verschied nach langer Krankheit unser

Genosse und Bczirksrevisor , der Maurer

Friedrich Sock
Markgrafeudamm 5, im 51 . Lebensjahre .

Wahlverei » Treptow - Sanmschnlenmeg .
Den Mitgliedern zur Nachricht , daß der Partei -

genösse
August Z» « t

Plesserstr . 0, Bezirk 9

verstorben ist .

Wahlverein Neukölln .
Am 8. Juli verstarb unser Genosse , der Schlosser

Heinrich Uordmann
Weserstr . 102 , 8. Bezirk .

Wahlverein Döhnsdorf .
Am lO. Juli oerstarb nach kurzem Leiden unsere

Genossin

Ernestine Schultz .
Wir werden ihr ein ehrendes Andenken bewahren .

Ehre ihrem Andenken !

Todesanzeige .

Anfang Mai verstarb nach wenigen Tagen seiner

Einlieferung i » einem Feldlazarett unser Kollege ,

der Mechaniker

Malter Meier
im 22 . Lebensjahre .

Die Kollegen der Firma Lorenz , Südstr . 2 «

Abteilung Bandke .

>U«alUw «rUlchir 3tebattmu : Hall StiiyWtUtaet ; Adolf hoffmann ; betOe lüecltn 0. 47, «chicklerstr . i . — Truck : Maurer & Dimmick , Berti » SO. lii K>>»«nicker Trrav - SL-Z-j .



Der „ gewige " Kampf
der Regierungsl ' ozialisten gegen die

Unabhängige Partei .
Am 30 . Mai d. I . sind dic Geschäftsführer der

sozialdemokratischen Parteipresse in Bertin zu einer

Konferenz zusammen gewesen , um ihre Zustimmung
zur Gründung einer » Anzeigen - Zentrale der sozial -
demokratischen Presse , G. m. b. H. " zu geben und über
die Papierpreiserhöhungen zu verhandeln . Zum
Zchtuß der von dein Parteivorstandsmitglied Braun

geleiteten Konferenz wurde dann noch die Frage er -

vrtert , ob die sozialdemokratische Presse
Inserate der Unabhängigen Partei
a u s n e h m en soll . Tie Verhandlungen über dieses
interessante Thema verdienen , weiteren Kreisen be -
kanut zu werden . Wir lassen sie nachstehend folgen :

B r a u n : Wir sind angefragt , wie sich die Ber -
leger verhalten sollen gegenüber Inseraten der
Leitung der neuen Unabhängigen P a r -
t e i. Wir haben die einzelnen Fragen dahin beant -
wortet , daß wir die A b l e h n u n g de r A u s -
nähme solcher Inserate empfehlen . Nun
haben sich allerdings Parteiblätter auf den Ttand -
punkt gestellt , daß mir doch auch Inserate von bür -
gerlichen Parteien aufnehmen und dah wir
die Unabhängigen ebenso betrachten könnten , wie die
gegnerischen bürgerlichen Parteien . Tas geht eben
nicht an , die bürgerlichen Inserate sind für jeden
Leser klar erkennbar als Kundgebung einer gegneri -
scheu Partei , während die Inserate der Unabhängigen
teilweise direkt aus die Irreführung unserer Leser
zugeschnitten sind . Wir haben deshalb diesen Inse -
raten gegenüber den gleichen Standpunkt cingenom -
men , wie früher gegenüber der anarcho - syndikalisti -
scheu Sonderorganisation , sür die der „ Vorwärts " und
die übrigen Parteiblätter gesperrt wurden . Auch die
Parteitage haben diesen Beschluß gutgeheißen und
sich auf den Standpunkt gestellt , die Sonderorganisa -
tionen sind Schädlinge für unsere Bewegung , die
Kundgebungen verfolgen lediglich den Zweck , dic
Leser irrezuführen , sie schaden unserer Organisation ,
und dazu dürfen wir unsere Blätter nicht zur Ber -
fügung stellen , denn schließlich sind doch auch für den
Inseratenteil unserer Presse nicht allein geschäftliche
Gesichtspunkte entscheidend , sondern der Gesichtspunk : ,
der für unsere ganze Presse gilt : die Parteipresse soll
werbend und fördernd sür die Partei sein . Solche
Inserate verfolgen aber den entgegengesetzten Zweck .

W i t t i - München : Ich bedauere , diesem Bor -
schlag nicht folgen zu können . Es ist doch eine etwas
eigenartige Sache , die Inserate der lln abhängt -
gen z u r ü ck z u w eisen und Inserate von Bür -
gerlichen aufzunehmen . Voraussetzung muß
natürlich sein , daß der Text so abgefaßt ist , daß jeder
Bescheid weiß , woher die Inserate kommen . Wir
haben früher Inserate der Anarcho - Sozialisten aufge -
nommen , wenn die preßgesetzlichcn Boraussetzungen
erfüllt waren und wenn klar daraus hervorging , um
welche Organisation es sich handle . Bei aller Schärfe
des Kampfes dürfen wir nicht kleinlich sein . « Sehr
wahrst In München haben wir zum Beispiel eine
unabhängige Organisation von >3 bis r>4 Mann .
Wenn die ihr Geld los werden wollen bei der „ Mün -
cheiter Post " , dann können sie es meinethalben .
Lehnen wir das Inserat ab , dann inserieren sie im

Glossen .
Ter französische Iustizminifter Biviani hat einen

Gesetzentwurf zur Bekämpfung der „ Mißbräuche
der Friedenspropaganda " eingebracht . Wann
wird sich in irgendeinem Lande der Justizminister
finden , der ein Gesetz zur Bekämpfung der Kriegs -
Hetzerei vorlegt ?

*
* *

Tie Antwort , die der österreichische Ministerpräsi -
dcnt Tr . v. Seidler am 27. Juni auf die Kriegs -
zielinterpellationen im ReichSrat erteilt hat , verdient
im Wortlaut genossen zu werden :

„ Nach Rücksprache mit dem Minister des Aeutzern
beehre ich mich , dem Hause folgendes zu erklären :
Tie Annahme der Anfrage des Abg . TaszynSki , als
ob die k. u. k. Regierung das Selbstbestimmungsrecht
der Nationen als Grundlage eines dauerhaften Frie -
dens anerkannt hätte , ist eine irrtümliche . Tic k. u. k.
Regierung steht auf der Grundlage des Art . st des
Tlaatsgrundgesetzes vom stl . l2 . 1K«>7, nach dessen Be -
ftimmung eS Seiner Majestät vorbehalten ist , Frieden
zu schließen und somit Allerhöchst demselben die Wah -
rung der Interessen und Bedürfnisse in jenem ent -
scheidenden Augenblick anvertraut erscheint . Unter
dieser ausdrücklichen Verwahrung der Hoheitsrechte
der Krone ist die k. u. k. Regierung jederzeit bereit ,
im Einvernehmen mit ihren Bundesgenossen auf der

s>j r0 cincs ehrenvollen Friedens mit den Feinden in
Verhandlungen zu treten , lehnt jedoch jede andere
Grundlage sst� Friedensunterhandlungen entschie¬
den ab . "

Wenn der Tr . v. Seidler das nicht gesprochen , son -
der » niedergeschrieben hätte , so zweifeln wir nicht
daran , daß es sich die Entente etwas hätte kosten lassen ,
das Dokument in ihre Hände zu bekommen .

*
* *

Ter „ Vorwärts " sucht die neuerdings von ihm mit
so viel Eifer befürwortete Demokratisierung
Deutschlands den bürgerlichen Parteien schmack -
Haft zu machen , indem er die Demokratie als V o r b e-
b i n g u n g des Sieges hinstellt . Sie soll für die
letzten Phasen des Weltkrieges die deutsche Verteidi -
Zungskraft stärken , denn „ wir haben die Pflicht zu
siegen im Sinne eines Erhaltungs - und Verteidigungs -
jieges " .

Damit wird man den Anhängern der bestehenden
Zustände wenig imponieren . Sie berufen sich darauf ,
daß es das nicht demokratische Deutschland gewesen

„ Generalanzeiger " , der fast die dreifache Auflage hat ,
dessen Verbreitungsgebiet viel größer ist und dessen
Leser weniger urteilfähig sind als die der „ Miiiicheiier
Post " , und dadurch entsteht die Gefahr , daß wir den

Unabhängigen die Hasen erst recht in die Küche jagen .
Erinnern sie sich doch an dic Zeit des Ausnahme -
gesetzeS ! Erinnern sie sich an die Zeit , wo man uns
keinen Saal gegeben hat ! Nun , da haben wir eben
dort unsere Versammlungen abgehalten , wo wir es

konnten , und wie wir es für zweckmäßig hielten , wir

haben uns über die Obrigkeit l u st i g g e -

m acht und sind dabei groß g e w o r d e n.
Wir sollten den Unabhängigen kein Agitations -
Material geben .

G r i s ch k a t - Göppingen : Auch ich kann mich
nichi auf den Standpunkt von Braun stellen . Ich
hätte die Inserate der Unabhängigen ohne weiteres
aufnehmen können : wenn ich sie trotzdem abgelehnt
habe , so, weil aus dem Text nicht hervorging , daß
die Leute nicht die sozialdemokratische Partei bilden .
Als auf unsere Aufforderung die Leute die Vvrbe -
dingungen erfüllten , nahmen wir ein Inserat auf . mit
dem Titel „ Unabhängige Partei oppositioneller Rich -
tuug " . Ein großer Teil der U n a b h ü n g i -

gen hält i m m e r noch unser Blatt und
bei dem knappen Abonnente n st a n d
sind wir auf diese Leute a n g e w i e s e n ,
schon ans agitatorischen Gründen . T e s halb sollte
mau nicht so schroff vorgehen , sondern den

Ällittclweg einschlagen , den Witti empfohlen hat .
Berg - Erfurt : Ich kann dem Rat von Braun

für Erfurt nicht folgen , denn die Erfurter neigen
z u r unabhängig e n P a r t e i , während ich der
alten Partei treu bleibe . Ich müßte also konsequent
sein und die Inserate u n s e r e r e i g c n e n

Partei ablehnen . Wir sollten nach jeder Rich -
tung hin Toleranz üben .

H e i n i s ch - Frankfurt a. M. : Inserate der Un¬

abhängigen unter der Firma „ Sozialdemokratische
Partei " müssen wir ablehnen , aber wenn die neute
sich unter ihrer eigenen Firma zusammenfinden ,
können wir die Inserate nicht zurückweisen . Ich
wüßte nicht , wie wir das motivieren sollten .

. S ch a a l - Solingen : In Solingen steht die Par -
teileitung , die Preßkvmmissivn und die politische Or -

ganisativn auf Seiten der Unabhängig e n,
die Lokalredaktion und die Geschäftsleitung auf dem

Standpunkt der Mehrheit . Mau kann doch nicht ver -

langen , daß wir uns selbst das Blatt

sperren . Man sollte es den einzelnen Geschäften
überlassen , die Sache u a ch den ü r t l i ch e n V e r -

h ä l t n i s s e n zu regeln . ( Sehr richtig ! ! An
vielen Plätzen wird die Trennung ja auch nur vor -
übergehend sein , in absehbarer Zeit werden sich die

Richtungen wieder zusammenfinden .
Geißler - Hof : Wir müssen jede unnötige

Schärfe vermeiden . Wenn wir jetzt den Unabhän -
g i g e n u n s e r e Zeit » n g sperren , und sie in -

folgedessen das Blatt nicht lesen , so schädi -
gen wir die Partei . Man muß da sehr tolerant sein ,
denn über kurz oder laug werden die wirtschaftlichen
Verhältnisse die Arbeiter doch wieder zusammen -
führen . Wir haben alles versucht , eine Zersplitterung
zu verhindern , aber leider ohne Erfolg .

W e l s - Berlin : Von Witti s Standpunkt ans
kann ich seine Haltung verstehen . Aber !. . . . . uu
Bezirken kann man die Frage sie sein Gesichts -
punkt aus betrachten . E»- : , . oi Bezirke , die hart um -

ist , das dem zahlenmäßig überlegenen Feind bisher
erfolgreich Widerstand geleistet hat , und der Beweis
ist leider noch zu erbringen , daß das allgemeine Wahl -
recht in Preußen oder gar die Neueinteilnug der
Reichstagswahlkreisc das deutsche Volk mehr zum
Siegen befähige als die militärische Disziplin und der

Belagerungszustand . Im Segen braucht der militä¬
rische Absolutismus die Konkurrenz der Demokratie
nicht zu fürchten . Wohl aber im Friedenschließen und

Friedenhalten , und darauf kvmints an .
* ♦

In einer grundsätzlichen Auseinandersetzung mit
den Demokratisierungswünschen definiert die „ K i e uz -
z e i t u n g " die k o n s e r v a t i v e Staatsauf -
fassung so :

„ ES ist Eigenart der konservativen Staatsauf -
fassung , die Tinge sozusagen von oben , vom Stand -
punkte der Regierenden zu sehen , die der Liberalen
von unten , vom Standpunkte der Regierten . "

Man wird gut tun , sich dieses offene Bekenntnis
zu merken . Zwar sucht die „ Kreuzzeitung " seine Be -
deutung abzuschwächen , indem sie versichert , der er -
wähnte Gegensatz laufe hinaus „ auf den zwischen den
augenblicklichen Interessen der durch eine politische
Maßnahme gerade Betroffenen und den dauernden
Interessen des Staates " . Aber das Kunststück , dic
Interessen der Regierenden als die der Nation aus -
zugeben , ist zu abgebraucht , als daß es noch verfangen
könnte .

* *
*

Ter holländische Dichter F . v an Ed e n steht
mit seinen Sympathien auf der Seite der Entente .
Wir können das bedauern und es Herrn van Eden
sogar übelnehmen . Aber nichts ist abgeschmackter , als
wenn ihm nun der Theaterkritiker des B. T. , Herr
Fritz Engel , vorhält , er habe früher für sich in
Deutschland Anhang gesucht und seine Schauspiele in
Deutschland aufführen lassen . Herr van Eden , so sagt
Engel , vergesse seine eigene Vergangenheit , denn er
habe früher in Vorträgen und Schriften dem Genius
Schillers und Goethes gehuldigt und die Einwirkung
deutscher Geistesströmungen auf die Bildung seines
Charakters hervorgehoben .

Hat denn der holländische Dichter damit das Recht
verwirkt , die deutsche Politik zu verurteilen ? Es
wäre doch wohl denkbar , daß Herr Engel dem Genius
Shakespeares uiiö Byrons gehuldigt hätte und den -
noch jetzt ein überzeugter Gegner Englands wäre .
Oder daß einer — nicht Fritz Engel — einmal dem
Esprit der französischen Literatur seine Dankesschuld

stritten sind , Bezirke , die sich ziemlich rein gehalten
haben , wo aber fortwährend die Bohrversuche� der

Unabhüiigigen einsetzen . Wenn wir nun die Inse -
rate für so neutral erklären , wie Witti es tut , dann
geben wir den I n s c r a t c n t c i l p r c i s z ii�in
W e r b e z w e ck für die ll n a b h ä n g i g e n. Ich
spreche aus Erfahrung als Agitator . Tie Zeitungen
sind doch meist über einen oder mehrere Wahlkreise
verbreitet , in dem einen stehen dic Genossen auf dem

Standpunkt der Parteimehrheit , in dem andern sind
die Tinge im Werden . Jetzt erscheint plötzlich von

irgendeinem Ort ein Inserat , worin ein Grüppchen
von Leuten zur Gründung einer Ortsgruppe für die

Unabhängigen auffordert . TaS ist zweifellos� keine

Irreführung , aber die W i r k u n g des I n s e -
rate s würde sich nicht ans den betreffenden Ort be -

schränken , sondern ans Hunderte von Orten
im Berbreitungsvczirk übergehen u lid eine A n
zahl derer , die in d e in G e f ü h l de r ll n -

z u f r i e d e n h e i t und der politischen Unklarheit
einen Ausweg aus ihrer persönlichen politischen Be -

drängnis suchen , werden dadurch angeregt , i »
ä h n l i ch e r W e i s e v o r z u g e h e n. Aus solchen
embryonalen Ausätzen , die in den Inseraten zu er -
blicken sind , entwickeln sich dann die Organisationen
der Unabhängigen . Unsere O r g a n i s a t i o n e n
in den kleinen Städten sind d n r ch w e g g e s ch w ä ch t ,
die energischsten Leute sind eingezogen , was an
e n e r g i s ch e n L e u t e n n v ch v v r Hand c 11 i st ,
befindet sich i m B a n n t r e i s d e r ll n a b -

häng igen . Tie alten Genossen stehen fast durch -
weg aus dem Boden der Gesamtpartei , sie kennen die
fürchterlichen Bruderkämpfe von früher und halten
treu zu uns , a b c r s i e sind o h n m ä cli t i g
g e g e n ü ber d e n j ü n g e r c n und t r e i b c n -
den Elementen . Wenn wir aber den Inseraten -
teil den Unabhängigen zur Verfügung stellen , dann
handeln mir gegen die Interessen der Partei —
Ich gebe zu , daß die Frage in verschiedenen
Bezirken sehr schwer zu behandeln ist , z. B. in
Erfurt , wo die Tinge wahrscheinlich ebenso
laufen werden ivie in Halle , aber ich glaube doch ,
daß die Genossen , die heute den Standpunkt von
Braun ablehnen , über kurz oder lang ihm recht geben
werden , weil die Toleranz nicht ausgelegt wird als
Toleranz , sondern als Ausdruck von Schwäche gegen -
über den Unabhängigen .

ES läuft ein Antrag L v h r b e r g - Hannover ein :
Tic Entscheidung der zur Besprechung stehen -

den Frage bezüglich der Aufnahme von Inseraten
der Unabhängigen ist zu vertagen , bis der
Parteitag Stellung zur Tvnderbewegung
g e n o m in e ii h a t.

Braun : Es handelt sich nicht um einen Be -
s ch l u ß. Tie Konserenz ist gar nicht befugt , einen Be -
schluß zu fassen , der für alle Zeitungsuiiternehmn » -
gen bindend ist . Tie Frage ist bei uns angeregt und
da habe ich den Standpunkt des P a r t e i v o r -
stau des Mitgeteilt . Wie die Parteigenossen in den
einzelnen Bezirken entscheiden , das wird sich zum
Teil auch nach den örtlichen Verhältnissen richten .
Tort wo die Blätter redaktionell schon längst
auf dem Standpunkt de r II n a b h ä n g j g e n
stehen und wo es nur eine Frage der Zeit ist , wenn
sie überschwenkeu , ist es natürlich a u s g e s ch l v s s e n,
daß die Aufsichtsinstanzen der Sperrung d e �
I n s e r a t e ii teils für die Unabhängigen
zustimmen . In manchen Bezirken handelt es sich

entrichtet hätte und nun doch gegen die Politik
Poincares den heftigsten Widerspruch erhebe .

H ei n r. Ehrhardt A. - G. Spezialwerkzeug -
maschinciisabrik Tiisseldvrf und Zella - St . Blasil i. Th .
veröffentlicht im K l a d d e r a d a t s ch e i n g a nz -
s e i t i g e s i l l u st r i e i t e s I ii j e r a i zur Emp -
fehlung ihrer Hochleistungs - Schlittcnsäge Modell T. B.
Tie Illustration zeigt die Maschine bei der Arbeit .
Eine Walze wird zersägt . Tie Walze aber stellt den
früheren amerikanischen Präsidenten Rvvsevelt in der
bekannten zühneslctschenden Karrikatur dar . Der Kopf
ist zwischen Mund und Nase zur Hälfte durchgesägt .
Tie Spähne fliegen .

Ein erläuternder Text besagt : „ Durch diese bar -
barische Ehrliärdtsche Schlittensäge wird jedes ameri -
kanische Großmaul glatt abgesägt . Da die Maschine
mit jeder Schnittgeschwindigkeit arbeitet , kann diese je
nach der Oualität des Individuums füi eine längere
oder kürzere Einwirkung eingestellt werden . Beson -
dere Spezialität : Hydraulische Pressen zum Aus -
pressen der Kadaver - Lügen . "

Das alles soll sicher furchtbar witzig sein . Leute
von einigem Geschmack werden es aber nicht nur geist -
los , sondern auch gemein sinde » und sich überdies
sagen , daß die Firma Ehrhardt auf eine solche Reklame
sicher nicht verfallen wäre , wenn sie nicht gerade die
amerikanische Konkurrenz für ihre Schliitensäge be -
sonders fürchtete .

* * *

Ter „ F i g a r o " tischt seinen Lesern angebliche
Gespräche r u s s i s ch e r B a u e r n über die Revo -
lution auf . Tie haben den Zweck , den Bauern als
ein höchst einfältiges Subjekt hinzustellen , das die
Konstitution für die Frau des Großfürsten Konstantin
hält und für die Freiheit nur dann Interesse hat , wenn
sie ihm Schnaps bringt . Daß das abgestandene Mätz -
chen aus der Dekabristenzeit sind , macht nichts aus .
Es kommt ja nur darauf an , die den französischen
Turchhaltern höchst unbegiieme russische Revolution
nach Möglichkeit in Ntißkredit zu bringen .

Bedenklich ist , daß deutsche Blätter das blöde
Zeug ebenso nachdrucken wie die ebenfalls in der
franzüsischen Presse erschienenen sentimentalen Betrach -
tungen über die Unbrauemlichkeiten , die die neue Lage
für die Familie Romanow mit sich bringt . Hat man
gar kein Gefühl dafür , daß solche Veröffentlichungen
die Sonderfriedensangebote an die revolutionäre
Demokratie bei dieser in höchst merkwürdigem Lichte
müssen erscheinen lassen ?



tatsächlich um einen Kampf um - ein und Nichtsein
der Partei , und da fragt es sich , ob man die Ein -
richtnngen der Partei in den Dienst derer stellen darf ,
deren ganzes streben darauf Iiinausläuft , die Partei
zu zertrümmern und ihre Geschäfte in den Dienst
der neuen Partei zu bringen . Da es sich , alfv nicht
um eine Entscheidung handelt , kann ich den Antrag
nicht zur Abstimmung bringen .

F e n tz - Nürnberg : Auch ich bin nicht sonderlich
erbaut von dem Standpunkt des Parteivorstandes ,
wenn ich auch zugebe , dasi die Berhältniffe in Berlin
anders liegen als in Ntüuchen und Nürnberg . Cid) bin
auch einmal in der Lage gewesen , ei » Inserat der tln -
abhängigen zurückzuweisen , es handelte sidi da um
eine Aufforderung an dir Parteigenossen , soweit sie
sich der Bewegung der Unabhängigen ansdiliesten
wollten , dort und dort zu erscheinen . Ick ) sagte dem
Auftraggeber : Ihr seid dock , n i d> r Partei¬
genossen , Ihr könnt doch nicht die Parteigenossen
auffordern , bringt das Inserat in eine vernünftige
Korm , dann wird es ausgenommen . Wie id > gehört
habe , haben die Leute das dann in der „ Leipziger Bolks -
zeitung " breit getreten . Ich gebe gern zu , dasi die

Berhältniffe in Norddeutsckiland anders liegen , aber
so schroff sollte man nidst vorgehen . Die Bewegung
der Jungen ist seinerzeit über uns dahingerauscht ,
und wir sind doch wieder einig g e w o r d e n.

K r a u s e - Ztiel : And ) wir hatten ein Inserat aus -
genommen , dnrdi das die Genossen irregeführt wur -
den . Nadidem der Bezirksvorstand beschlossen hat , dasi
wir solche Inserate nidir ausnehmen sollen , unterlassen
wir es .

U l l e n b a u m - Elberfeld : And ) idi habe früher
auf dem Standpunkt gestanden , dasi wir den llnabhän -
gigen gegenüber die gleidie Toleranz ausüben sollen ,
wie den Bürgerlichen gegenüber . Aber jevt ist es an -
ders , jetzt handelt es s i ch u m e i n e n . ü a m p f
um Sein oder Nichtsein der Partei , und
d a h ö r t d i e T o l e r a n z auf . Bor allein setzt die
Toleranz Gegenseitigkeit voraus . Wir haben an -
derthalb Jahre lang Toleranz geübt , wir haben es mit
avges ? iien , dasi die Zeitungen im Sinne der Ntinder -
heit redigiert wurden , obwohl die Parteikonferenzen
sich auf den Standpunkt der Niehrheit stellten und ob¬
wohl aud > die Gesdiäftsleitungen mit der Ausnahme
den Standpunkt der Mehrheit einnahmen . Diese
Toleranz hat unserer Partei sehr geschadet , und jetzt
zeigl es sich , dasi die Unabhängigen uns gegenüber
nicht die mindeste Toleranz üben . Für die Herren
handelt es sich nidst um Aufklärung der Arbeiter ,
sondern sie wollen unser Unternehmen kaputt machen ,
dann ist die Zeit sür sie gekommen , neu auszubauen .
Bon diesem Gesichtspunkt aus wird mit den schäbigsten
Mitteln gegen unser altes Geschäft gearbeitet , unser
altes Geschäft wird systematisch ruiniert . Die Unab -
hängigen haben nicht nur in den Werkstätten versucht ,
uns Abonnenten abzutreiben , sondern sie gehen zu
diesem Zweck von Haus zu Haus , sie arbeiten mit den
grötzten Lügen und Niederträditigkeite » gegen unsere
Parteileitung und unser Gesdiäft . Bor allem machen
sie sid > an die Kricgerfraue » heran und sagen ihnen ,
die alte sozialdemokratisdie Partei ist für die Weiter -
führung des Krieges . Durch diese snstematisdie Arbeit ,
die jetzt nvd ) fortgesetzt wird , haben sie uns T a n -
sende von Abonnenten abgetrieben , aber
sie haben sie nidil für ihr Blatt gewonnen , sondern
für den „ Generalanzeiger " und die übrigen bürger -
lichen Zeitungen . lHört ! hört ! ) Die Leute gehen nod >
weiter nud suchen uns auch D r n ck a u f t r ä g e abzu -
treiben . In der Kvnsumgenvssenschast „ Vorwärts " in
Barmen , die bei uns jährlich für lüUOl ) Mk . Druck¬
sachen bestellen lüsit und deren Vorstand auf unserer
Seite steht , hat jetzt der A u f s i ch t s r a t b e -

schlössen , die Drucksachen in der Genossen -
s ch a f t s d r u ck e r e i herstellen zu lassen , nidst um die
Genossenschaftsdruckerei zu unterstützen , sondern um
uns zu schädigen . Auf Grund meiner bitteren Er -

fahrungen musi ich sagen , die Toleranz geht zum
Teufel . Die Leute handeln nidst aus eigener . Ini¬
tiative , sondern die Direktive geht von Berlin aus .
Seien Tie also auf der Hut , lassen Tie sidi nidst von
Ihrer Toleranz einlullen . Wir haben das getan und
wir haben sehr schwer darunter zu leiden gehabt . Die
Zeit erfordert es , Farbe zu bekennen und einen
Trennungsstrich zwischen uns und den anderen zu
machen .

Braun : Damit können wir den Gegenstand
verlassen , Sie haben von llllenbamn gehört , iv i e
widitig die Frage ist , und vielleickst wird sid )
auch der Parteitag n 0 d> damit beschäftigen
müssen . Toleranz ist von der Partei immer geübt
worden bis zum Schaden , ja bis zur Vernichtung der
Partei . Wir haben durch unsere Toleranz die lln -
abhängigen zum Teil an verschiedenen Orten erst groh
gezogen . Die Toleranz kann nidst geübt werden
Leuten und Organisationen gegenüber , die ganz auS -
gesprochen und bewusit darauf hinarbeiten , unsere Or -
ganisationen zu zerreißen und zu zertrümmern und
unsere Parteigeschäfte zugrunde zu richten . Das ist
der ausgesprochene Z w eck d i e s e r n e neu O r -
ganisation , und nach dieser Zweckbestimmung
wird systematisd ) und konsequent a » allen Orten ge -
arbeitet . Abtreibung von Drucksache » , von Abonnen -
ten , ' Mißhandlung von Zeitungsfrauen , das find die
Mittel , derer man sid ) bedient , und da musi man sich
dvd > überlegen , ob man einer solchen Richtung gegen -
über Toleranz üben kann , indem , man den Leuten die
Mittel der Partei zur Verfügung stellt , damit sie noch
mehr Anhänger werben können . Mit den Inseraten
fängt es an , dann führt ein Konkurrenzorgan von
außerhalb ein und betreibt die Konkurrenz gegen das
Parteiorgan . Ob wir dazu unsere Presse hergeben ,
das müssen sidi die Genossen in allen Bezirken ernst -
lid ) überlegen . Dort wo man nur mit ein paar Ein -

gänger zu tun hat , ist das keine Frage , aber dort ,
iv v m a n halb a u f halb st e h t , m n si m an s i d)
j n der T a t s e h r e r n st h a f t s r a g e n , ob m a n
diese Tätigkeit nvd , weiter unterstützen
kann . Nun aber war es mir sehr interessant , daß die

Genossen , die gegen de » Standpunkt des

P a r t e i v 0 r st a n d e s gesprochen haben , der übrigens
leöiglid ) unseren früheren Traditionen entspricht ,
eigentlick ) nur theoretisch dagegen waren , prak -
t i s d) haben sie nämlich i m in e r s v gehandeltwi e
wir . And ) Fentz sagt : theoretisch bin id ) dagegen ,
aber wenn sie mir kein gutes Inserat bringen , nehme
id > es nidst auf . Ja , darum handelt es sid ) doch . Die
Inserate , die die ausgeben , sind dazu bestimmt , irre -

zuführen . Damit kommt . Ihr einfad ) in die Rolle
des Zensors . Wenn Ihr aber praktisch ans
diesem Standpunkt st e h t , dann sind w i r
uns ja einig , dann brauchen wir uns über die
Theorie nidst zu unterhalten .

Damit ist die Angelegenheit erledigt .
Besonders wohl ist nad ) diesen Darlegungen den

Herren vom Parteivorstand wie der regierungs -
sozialistischen Presse nidst .

Zielbewußte Politik .
„ Dem Reichstag ist eine Borlage , die einen

zweiten Fünfmilliardenkredit fordert , zugegangen . Es

besteht wohl nirgends ein Zweifel darüber , dasi der
Reidistag auch diese Borlage wie die erste vom -l. Au¬

gust annehmen wird . Denn die freie Entschei -
d u n g , z n d er da s P a r l a in e n t a u f g e r n f e n
wird , besteht in diesem außerordentlichen Falle dvd >
nur z n m S d> e in . Wenn der undenkbare Fall ein -
treten würde , dasi der Reichstag die Forderung der
Regierung ablehnt , was würde wohl gesdiehen ? Ent¬
weder müßte die Regierung die Kriegsführung ein -
stellen und dem Feinde das Feld überlassen , oder sse
müßte sich die notwendigen Mittel durd ) Staats -
st reich v e r s ch a f f e n. "

So steht . zu lesen in Nr . r ' 77 der „ Schleswig -
H v l st e i n i s d> e n Volk s zeit u n g

" vom Jahre
llll -l . So sdiätzt man die Machtbefugnis und das Recht
des aus dem Volkswillen hervorgegangenen Parla -
ments ein . Nid ) r nur damals , nein bis in die letzte
Zeit hinein waren diesem Organ der Regierungs -
sozialiften die Madstmittel des Volkes oder des Parla -
mentes vollständig wesensfremde Begriffe . Mit Bitten
und Betteln versuchte man dem Volke neue Rechte zu
„ erobern " . „ Wer das Dreiklassenwahlredst beseitigt ,
leistet so viel als ein Hindenbnrg " hieß es am
M. Januar 1! ) 17. Und Bethmann Hollweg , der abge -
dankte Reichskanzler ward also angefleht :

„«sliicklid ) bist Du zu preisen , Bethmann Hollweg ,
daß Dir großes zu tun möglid ) ist . Berstehe die Gunst
der Stunde und greife zu , greife zu und erlöse uns von
dem Hebel . Tust Du ' s , so wird dein Name nod > von
Kindern und Kindeskindern gepriesen werden als ein
neuer St . Georg " . So sdirieb jahrelang das Blatt der

Schxidemänner und heute wirft es den Abgeordneten
dei� Unabhängigen Tozialdeniokratisdien Partei vor ,
sie hätten nicht begriffen , wie die M n d, t
der Volksvertreter im Interesse einer
E n t w i ck l n n g zu F r i ed e n n n d Freiheit
z n r ist e l t u n g zu bring e n i st , weil sie dem

Ebertsdien Antrage , dessen Annahme ein Tieg der

positiven Madit ist , nicht zustimmten . Das , was
wir in den letzten Tagen im Reichstage erlebten , ist
nämlich „ der wirklidie Parlamentarismus " , wie die

„ Volkszeitung " schreibt . Nidn auf der Grundlage von

Berfassnngen und Besdilüsscn beruht das Wesen des
Parlamentarismus , sondern der Besitz der Madst -
mittel ist seine Grundlage . Nur schade , daß man so

spät zu dieser Erkenntnis gekommen ist , vielleicht hätte
man schon früher etwas für Freiheit und Frieden tun

können , wenn man sid , nid >t „ nur als eine schöne
Kulisse , weldie den Solovortrag des Reidiskanzlers
über die politische Lage umkleiden wird , oder ein
Automat , ans dem die Borlage der siebenten Kriegs -
anleihe , so wie sie hineingesteckt wird , prompt und
sauber abgestempelt wieder herauskommt� , iNnmmer
i . ">/l ! >l7i , detraditet hätte .

Man lernt eben so langsam wieder um , mad,t den

Lesern ein Galafeuerwerk vor und versucht auf diese
Weise den ständig zunehmenden Lesersdiwnnd zu
bannen . — Man hat die Macht des Volkes und seiner
Vertreter wieder erkannt , ob man sie and ) anwenden
wird ?

„ Der Reichstag ist ihr lder Regierung : ) eine Not -
wendigkeit geworden , weil sie nur mit seiner Zusrim -
in n 11g und sogar auch nur mit Zustimmung einer

großen Mehrheit des Hauses in der Lage ist , die

Finanzrüstnng des Reiches zu sdiaffen und dauernd

aufrecht zu erhalten . "
So sd >reibt man heute , wie wird man sd >reiben ,

nachdem man die nächsten Kredite bewilligt haben wird ,
ohne Entgegenkommen von der Regierung in der

Frage der „ Neuorientierung " gesunden zu haben oder
eine klare und unzweideutige Zusage zu dem Pro¬
gramm des russischen Arbeiter - und Soldatenrateö
„ Frieden ohne Annexionen " erhalten zu haben ?

«

Das „ Hamburger Echo " beschäftigt sich in seiner
Nninmer vom l-l . Juli an leitender Stelle mit der
Politik deS Kaisers , und schließt seinen Ar -
tikel mit folgenden , der bisherigen Haltung dieses
regierungssozialistischen Blattes entsprechenden Sätzen :

„ Dasi die deutsche Sozialdemokratie unbesdiadet
ihrer demokratischen Grundsätze nidn darauf verpicht
ist , aus Deutsdiland eine Republik zu madien , am
allerwenigsten eine bürgerliche Repnbllik nad , sranzö -
sisch - amerikailisd >en Borbild , ist oft genug gesagt wor -
den . Bleiben der Deutsche Kaiser und seine ' Nach -
folger den Grundsätzen treu , die erneut in der Oster -
botichaft und im Inlierlasi ausgesprochen sind , so
wird in den komenden Zeiten die Monarchie Deutsch -
lands ans den Schultern der Millionen werktätiger
Männer , die nun zu voller staatsbttrgerlid >er Gleich¬
berechtigung gelangen sollen , mindestens ebenso fest
und sicher ruhen , wie auf den gekrümmten Rücken jener
altpreußischen Granden , deren Königstreue jedesmal
zu wackeln beginnt , wenn der König nicht ihren
Willen tut . "

Die Denkschrift derRegierungssozialisten
im rusfischen Urteil .

Wer wie wir dem „ Frieöensprogramm " der deut -
scheu Mehrheit , dargelegt in ihrer Denkschrift für
Stockholm , von Ansang an kritisch gegenüberstand ,
konnte keinen Augenblick darüber im Zweisel sein , daß
es weniger die Annäherung der zersprengten Teile
der Internationale als die Erkenntnis des wahren
Eharakters der Scheidemann - Partei im Inlande wie
im Auslände fördern würde . Tie Aufnahme , die dieses
Programm in Rußland gesunden hat , wohin es in er -
st er Linie gerichtet war , liefert dafür den idilagendsten
Beweis . Dasi die bürgerliche Presse diese Denkschrifl
heftig angreift , könnte uns gleichgültig sein , denn es
entspricht überall der Taktik der bürgerlichen imperia -
listisdien Presse , die PrInzipienlosigkeit und den anti -
sozialistischen Charakter der sozialistischen „ Umlerner "
und Renegaten in den — seindlichen Ländern zu
geißeln . Erwähnenswert wäre hödistens , daß die
führende bürgerlidie Presse in Rußland den Wider -
spruch zwischen der formelle n Zustimmung zu der
Friedensfvrmel des Arbeiter - und Soldatenrates und
dem materiellen Inhalt der deutschen Mehrheits -
denksdirift zu heftigen Angriffen gegen diese Friedens -
formet selbst benutzt . Wesentlicher ist , dasi die Mehr -
heitsdenkschrift in der russisdien sozialistischen
Presse aus allgemeine Ablehnung stößt , « v erklärt
Gorkis Blatt „ Nvwa j a S l> i e n " lNeues Leben )
die Denkschrift beweise , dasi die deutsdie Mehrheit nach
wie vor im Dienste des Imperialismus stehe . Sehr
eingehend setzt sich die „ Rabotsdiaja G a z e t t a "

( Arbeiterzeitung ) , das Organ der gemüßigten Mehr -
heit der Menschewiki und der sozialistisdien Minister
mit der Mehrheitsdenkschrift auseinander . „ Einen
deprimierenden Eindruck — schreibt das Blatt — übt
die Denkschrift der sozialistisdien Mehrheitsdelegierten
in Stockholm aus . Sie erkennen das Selbstbestim -
mungsrecht der Nationen an . Aber , gleichsam als
höhnten sie über uns , erachten sie als möglich , dieses
Recht nur für eine Seite anzuwenden , ohne es auch für
die andere als zulässig zu erachten . Dieses Recht ist
nad ) ihrer Meinung absolut anwendbar gegenüber
Russisch - Polen und Finnland , aber iiid >t anwendbar
gegenüber Polen , Galizien und Eliasi - Lothringen .
Ans Grund welches Prinzips ? Den Bvlkern , die ihre
ehemalige Selbständigkeit verloren hatten , sich aber
dnrdi die Ereignisse dieses Krieges befreit sahen , könne
die Anerkennung des Rechts der Selbstbestimmung
nidit versagt werden ! Hier ist alles großartig . Was
bedeutet das Wort von der Befreiung durch die Ereig -
nisse dieses Krieges gegenüber Finnland ? Nicht durch
den Krieg , sondern durch die Revolution ist Finn -
land befreit morden und wird nach Einberufung der
Konstituante sein volles Selbstbestimmungenrecht er -
halten .

llnd dann das Prinzip selbst : das Recht der Selbst -
bestimmutig wird anerkannt , je nadidem ein Land
durch den Krieg befreit oder nidit befreit worden ist .
Ist eine solche Fragestellung nicht gleichbedeutend mit
der direkten Aufforderung , das Problem mit den
Waffen zu lösen ? Wir haben situssisch - Polen erobert ,
deshalb besitzt es das Rcd >t der Seldstbestimmung . Ihr
habt Polen und Galizien nicht erobert , deshalb be -
sitzen jene dieses Recht nicht .

„ Die deutsd >e Sozialdemokratie — heißt es in der
Denkschrift weiter — fordert für die Elsaß - Lothringer
dir Gewährung voller lstleidiberechtignng als ielbstän -
diger Bundesstaat innerhalb des Deutschen Reiches . "

Möglid ) , daß das die beste Lösung ist . Aber das Recht
der Selbstbestimmung setzt voraus , dasi die Bevölke -

rung Elfaß - Lothringens selber entscheiden soll , ob das
die beste Lösung ist oder nidst .

Wir sagen natürlid , nicht , daß man den Krieg 10-

lange fortsetzen müsse , bis Polen oder Elsaß - Lothrin -

gen das Recht der Selbstbestimmung erhalten würden .
Polen und Elsaß - Lothringen müssen zuerst �befragt
werden , ob sie die Möglichkeit , frei über ihr Schicksal
z » verfügen , um den Preis ihrer vorherigen Ber -
wüstung und Zerstörung erhalten wollen .

lleberhaupt können und�dürfen wir nicht wünschen ,
diese oder jene brennende Frage dnrdi den Krieg zu
lösen . Ter e i n s a d> e B e r z i ch t ans gemalt -
s a in e A ii n e x i 0 11 e n u n d K r i e g S e n t s ch ä d i -

g n n g e n würde genügen , um die Friedens -
Verhandlungen beginnen zu können , llnd sobald das

geschieht , wird der vereinte Druck der Demokratie in

allen Ländern die einzige Madit sein , die wir zur prak -

tischen Durchführung des Selbstbestimiiiungsredsts der

Nationen ins Feld führen können .

Aber das Recht der Selbstbestimmung der
Nationen muß für jeden Sozialdemokraten eine Selbst -
Verständlichkeit sein , lind es �st betrübend , dasi
Tcheidemann und Genossen diese Selbstverständlichkeit
vergessen haben . Offenbar ist die Freundschaft mit
Bethinann - Hvllweg nidit spurlos an ihnen vorüber ge -
gangen . "

Soweit das Organ der derzeitigen Mehrheit des

Arbeiter - und Soldatenrates . das mit der Politik der

sozialistischen Minister durchaus konform geht . Wir

geben diese Politik deshalb so ausführlich wieder , weil

der „ Vorwärts " immer wieber das Bestreben zeigt ,

sich gerade dieser Strömung des russischen Sozialisinus

anzubiedern und zu betonen , daß „ der Zwang der

Perantivortnng die großen sozialistisdien Parteien

überall auf dieselbe Linie " , d. h. auf die Linie der
Mehrheitspolitik führe . Wir nehmen deshalb an , daß
die Lektüre der wiedergegebenen Kritik dem „ Bor -
wärts " und seinen Hintermännern besonders deutlich
offenbaren dürste , welche Wirkung das Stockholmer
„ Friedensprogramm " der Scheidemünner auf einj ; der
„ großen sozialistischen Parteien " des Auslandes aus -
geübt hat .



Die Vretzkommisfion des „ Vorwärts "
Am 29. April hat sich die Organisation der Re -

Sierungssozialisten neu gegründet . Tie hat unter

anderem auch eine Preßkommission bestimmt , die über

den „ Vorwärts " — dem geraubten Organ der Berliner

Genossen — wache » soll . Diese neue Preßkommission

hat mehrere Tivungen abgehalten . Eine ihrer ersten

Aufgaben war , dem Parteivorslande und Herrn Richard

Fischer Henkersdienste zu leisten . Tie hat folgende Re -

solution beschlossen :

„ Tie Preßkommission gibt nach Kenntnisnahme

des Sachverhalts und Einsichtnahme der Korrespon -

öenzen ihre Zustimmung zu der von dem Geschäfts -

führer der Firma Tinger & Eo . Richard Fischer unter

Billigung des Parteivorstandes erfolgten Entlassung

der früheren Redakteure des „ Vorwärts " Tünmig ,

Ttadthagen , Ttröbel , Leid , Föhn und Wielepp . "

Unsere Genossen wissen , daß die genannten Redak -

teure gegen den Verlag wie gegen den Parteivorstand

die Klage angestrengt haben . Nach dem Organisations -

statut können nur Entlassungen stattfinden , wenn Par -

leivorstand und Preßkonimission solche gemeinsam be -

schließen . Die wirkliche Preßkommission hatte aber im

Gegenteil die Redaktion aufgefordert , auf ihre Posten

zu bleiben . Aus diesem Grunde war eine Entlassung

nicht möglich .

Jetzt haben Parteivorstand und Richard Fischer in

Rücksicht auf den schwebenden Prozeß durch die neue

ihnen gefügige Preßkommission die Entlassung aus -

sprechen lassen . Der klare Wortlaut des Organi -

sationsstatuts über Anstellungen und Entlassungen

war nicht aus der Welt zu schassen . Dadurch ist aber

zugleich festgestellt , daß eine endgiltige Entlassung bis¬

her noch nicht vorlag .

Daß unter den heutigen Verhältnissen keiner der

entlassenen Redakteuren in diesen vom Parteivorstand

verseuchten „ Vorwärts " hineingeht und unter Aufsicht

dieser Körperschaft arbeiten würde , könnte sich auch die

neue parteivorstandstreue Preßkommission sagen .

Aber auch trotz dieser Entlassung enthält der Vor -

wärtsverlag den Redakteuren bis heute noch ihre Ge -

Haltsbeträge und auch die von ihrem Gehalt nach Aus -

bruch SeS Krieges gemachten Abzüge vor , auf die sie

Anspruch haben . Das Gericht muß diese Leute erst

zwingen , ihren Verpflichtungen nachzukommen .

Der Lebenslauf eines Millionärs .

Wenn�ein reicher Mann gestorben ist , finden sich
gefällige Federn , nm die Verdienste des Verstorbenen
in ein möglichst Helles Licht zu rücken . Da ivird dann
sehr oft die alte Geschichte aufgewärmt , wie sich der
Mann von klein auf durch seine Umsicht und Tatkraft
heraufgearbeitet hat zu seinem Reichtum , zu Macht
und Einfluß . Von Borsig und von Krupp erzählte
man das und neuerdings von Friedländer - Fuld . Herr
Friedländer - Fuld , der dieser Tage in Berlin gestorben
rst , gehörte zu den reichsten Leuten in Berlin, ' er war
vielfacher Millionär , wußte vielleicht selbst nicht , wie
reich er war . Am Pariser Platz führten die Fried -
länder - Fuld ein großes Haus . Glänzende Gesellschaf -
ten fanden hier statt . Diplomaten , Hofleute , Leute von
Rang und Ttand gaben sich hier ein Stelldichein .

Wie ist Herr Friedländer - Fuld zu seinem Reich -
tum gekommen ?

Tein Vater besaß in Gleiwitz in Oberschlesien eine
Kohlengroßhnndlnng . Diese übernahm der Verstor -
bene im Alter von 19 Jahren . Er verstand es , das
Geschäft auszudehnen und monopolisierte geradezu die
oberschlesische Kohlenindustrie mit der Firma Eäsar
Aollheim in seinen Händen . In welcher Weise das
geschah , schildern Nachrufe in bürgerlichen Blättern
also :

„ Das südlich vom „ alten " oberschlesischen Kohlen -
decken gelegene sogenannte Rnbnicker Gebiet verdankt
ihm zum besten Teil seine Erschließung . Wo bis vor
29 Jahren nur belanglose Zwergbetriebe minderwex -
tige Kohle förderten , ist durch seine Schaffenskraft ei »
blühendes neues Unternehmen , die Rnbniker Ttein -
kohlen - Gewerkschaft , entstanden . Dieses Riesenwerk
ist wie kaum ein zweites Werk in Oberschlesien auf
möglichst vollkommene Ausnutzung der Kohle einge -
richtet : Große Kokereien liefern Koks und Neben -
erzeugnisse, ' Benzolrafsinerien und Teerdestillationen
stellen Reinprodukte dars Brikeltfabriken , die zweit -
größten in Deutschland , wandeln die Ttaubkohle in
hochwertige Briketts um, ' riesige elektrische Zentralen
schicken die Kohle in Form von Strom in weitent -
ferilte Gebiete . Dieses Unternehmen sah Fricdländer -
Fuld mit Recht als sein eigenstes Lebenswerk an .
Auch auf anderen Gebieten hat sich der unermüdliche
Mann betätigt . Im Niederlausitzer Brannkohlen -
revier ist die bedeutende Braunkohlen - und Brikett -
industric A. - W. seine Schöpfung . Die Oberschlesischen
Kokswerke sind ans einem Privatunternehmen von
ihm hervorgegangen . Maßgeblich beteiligt war er bei
der polnischen Kohlengrube Grodziec , der vberschlesi -
scheu Kohlengewerkschaft Eminenz , bei dem polnischen !
Hochofenivcrk Hantke , bei der Russischen En>ni . ndustrri . e
Ä. - G. , die ihre Werke in Siidrußland hat , bei der
Russischen Montanindustrie A. - G. , deren im Donetz -
becken gelegene « Gruben und Kohlenbecken, —wg, ! teM
decken gelegene Gruben und Koksanstalten während
des Krieges zwangsweise verkauft worden sind . Fer -
ner bei der Zementfabrik Tilesia in Oppeln , beim
Oppelner Tertilosewerk , den Papierfabriken Altdamm -

Ttahlhammer und Frantschach , bei der Teerdestillation
Tillein , bei der Hochdruckbrikettierungs - Gesellschast .
Roch im Kriege hat er sich am Ausbau und an der
Tchaffung kriegswichtiger Industrien beteiligt : so ist
er Großteilhaber und Aufsichtsrat der Bäuerischen
Tricksroffwerte gewesen , errichtete mit der Firma Beer -
Tondheimer u. Eo . das Ferro - Tiliziumwert Mücken -
berg : mit dem Fürsten Pleß zusammen das Karbid -
werk Prinzengrube . An der Tchaffung der neuen
wirtschaftlich so wichtigen Industrie der Gewinuuug
von Nebenerzeugnissen durch Vergasung der Kohle
und von Erdölerzengnissen aus der Braunkohle hat
er bis zuletzt lebhasten Anteil genommen .

Diese außerordentliche Lebensleistung hat sich auch
in der äußeren Ttellung ausgeprägt , die Fritz von
Friedländer - Fuld im geschäftlichen und gesellschaftlichen
Leben einnahm . Er wurde ins Herrenhaus berufen ,
war Mitglied zahlreicher Aufsichtsräte . Tein Haus
am Pariser Platz neben der französischen Botschaft
wurde der Mittelpunkt eines großen und glänzenden
gesellschaftlichen Verkehrs . Das Haus Friedländer ,
in dem neben dem Hausherrn seine Frau , eine ge -
borene Fuld aus Amsterdam , stand , unterhielt enge ,
zum Teil sportliche Beziehungen mit der Hofgesell -
schaft , mit Regierungs - und Finanzkreiseu . Im
Jahre 1909 wurde Fritz Friedländer der preußische
Adel verliehen . Er nahm den Namen Fritz von Fried -
länder - Fuld an . Der Kronprinz und Prinz Heinrich
zählten zu den Gästen des Hauses . Eine Reihe hoher
Orden und Auszeichnungen drückte die Anerkennung
für das Wirken des Verstorbenen aus . Noch vor weni -
gen Tagen wurde ihm das Eiserne Kreuz am weiß -
schwarzen Bande als Anerkennung für seine wirk -
schaftlichen und Wohltätigkeitsleisrpngen im Kriege
verliehen . "

Es ist natürlich unmöglich , daß ein einzelner
Mensch so aus dem Handgelenk zum Millionär wird ,
nur durch seine eigene Arbeitskraft . Abgesehen von
KriegSzeiten wie jetzt , wo durch Vermittlungsgeschäfte
dieser oder jener es zu großem Vermögen gebracht
hat , kann ein Arbeiter , der nichts als seine Arbeits -
kraft besitzt , keine Reichtümer sammeln . Er wird
immer nur soviel verdienen , um sich gerade über
Wasser halten zu können . Der Arbeiter , der durch die
wirtschaftliche Entwicklung von den Arbeitsmitteln los -
gelöst ist , verfügt nur über seine Arbeitskraft als sein
einziges Kapital . Werkzeuge , Maschinen , Kohlen -
gruben befinden sich in den Händen von Kapitalisten -
gruppen , die dieses Monopol im Interesse des Profits
ausnutzen , nicht ini Interesse der Allgemeinheit . Sie
haben ihre Leute , die für sie arbeiten , geistig und
körperlich und welche die großen Reichtümer herbei -
schaffen helfen . Und weil dem so ist , müssen die Ar -
better als Klane auftreten , ihr gemeinsames Interesse
wahren , für ihre Sache wirken . Nur wenn sie ihre
Lage erkennen und gemeinsam handeln , nur
dann können sie ihr Los besser gestalten . Der Sozia -
lismns lehrt dem Arbeiter , daß das Privateigentum
an Arbeitsmitteln , an Bergwerken , Fabriken , Gemein -

eigentum werden muß und daß eine bessere Zeit nur
kommen kann , wenn die Produktion für die Ge -

sellschaft und durch die Gesellschaft geschieht , wie dies
durch den Krieg auf dem Gebiete der Warenverteilung
teilweise der Fall ist .

Der Hindeubnrg de « raten Berlin .
In einem Artikel , der die Wahlrechtsbewegung

behandelt , und der dem Gedenken Ludwig Franks ge -

widmet sein soll , verbricht der Ehefredakteur des

„ Vorwärts " , Friedrich Stampfer , folgende Sätze :

„ Mit jedemmal hatten die Straßendemonstratio -
nen in Berlin und anderen Städten an Umfang und
Lebhaftigkeit zugenommen . U n s e r E u g e n E r n st,
derHindenburgdes rotenBerllN , gewann
über die blauen Jagow - Preußen seine lachenden

Siege . Aber auch dieses Mittel verfing nicht , die

Arbeiter hatten es ialt , wehrlos vor klappernden
Pferdehufen und geschwungeneu Klingen davonzu -
laufen . Wie ein Lauffeuer ging die Parole durch die

Zahlabende : Entweder das nächstcmal Widerstand

leisten oder überhaupt nicht wieder ! "

Wir find es von Stampfer gewöhnt , daß er stark

aufzutragen versteht . Aber Hindenburg de » roten Ber -

lin — das ist doch allzureichlich . Was ist dieser Hin -

denburg heute ohne Truppen ?

Au « der Bewegung .

Die Abhängigen unter Landratsschutz . Am

Mittwoch hielt Genosse Eichhorn im Wahlkreis
Rowawes einen Vortrag über die Stockholmer Kon -

ferenzen . Als er bei dieser Gelegenheit auch das

sogenannte Friedensprogramm der Abhängigen
Sozialdemokraten besprach und den Eindruck schilderte ,
den dieses Programm bei den Sozialisten der anderen
Staaten gemacht habe , stand der überwachende Beamte

auf , setzte den Helm auf und forderte den Redner ans ,

„ jeden Angriff auf die Mehrheitssozialisten " zu unter -

lassen . Aus Verordnung des Herrn Landrats sei es

verboten , die Mehrheitssozialistcu anzugreifen . Im
Falle seiner Anordnung nicht nachgekommen werde ,

müsse er die Versammlung auslösen . — Genosse Eich -
Horn erkundigte sich höflich nach dem Wortlaut jener
landrätlichen Verordnung , die die Abhängigen unter

höheren behördlichen Schutz stellt als selbst die stiegie -

rung . Der Gendarm hatte sie indessen nicht bei der
Hand und meinte , der Herr Landrat werde weitere

Auskunft geben .
Daß dieses Intermezzo in der Versammlung stür -

mische Heiterkeit auslöste und daß der Genosse Eich -
Horn nicht unterließ , diese neueste Schuymaßregel für
die Regierungssozialisten entsprechend zu glofsttren ,
ist begreiflich .

Friedrithshage « . Vom Sozialdemokratischen Wahl -
verein Friedrichshagen wird uns geschrieben : In
Nr . 12 des „ Mitteilungsblattes " teilten wir mit , daß
der frühere Vorsitzende des Wahlvereins , Köckeritz , die
sich widerrechtlich angeeignete Kasse bis heute noch nicht
abgeliesert hat . Von dritter Seite wird uns nun der
„ Vorwärts " vom 2-l . August übermittelt , in welchem
Herr Köckeritz eine Notiz veröffentlicht , ivelche wohl als
Widerlegung gelten soll . Es liegt daher im Jnierene
der Parteimitglieder , die Handlung des betreffenden
Herrn etwas näher zu beleuchten , um zu zeigen , auf
welcher Seite mit unfairen Mitteln gearbeitet wird .
Als der frühere Kassierer Aßmann zum Militär ejn -
gezogen wurde , übergab er die Kasse an Köckeritz ohne
daß der Revisor Gen . Barth hinzugezogen oder be¬

nachrichtigt wurde . In der daraufsolgeudeu Mit -

gliederversammlung wurde Genosse Wiedemann zum
Kassierer gewählt . Derselbe ging nun zu Köckeritz , um ,
wie es bisher in der Arbeiterbewegung üblich , seinen
Posten anzutreten und die Kasse zu übernehmen . Die -
selbe wurde ihm aber , wahrscheinlich auf höhere An -
Weisung , mit allerhand Ausslüchten , im Beisein des
hier Unterzeichneten verweigert . Auch die Kreis -
revisoren , welche die Uebergabe der Kasse forderten ,
wurden auf dem Treppenslur abgefertigt , er , Köckeritz ,
werde schon abrechnen . Es fand dann im März eine
Versammlung statt , in welcher auf Antrag des an -
scheinend geistigen Inspirators Jansvn die Spaltung
des örtlichen Wahlvereins vor sich gehen sollte . Nach
dem Antrage Jansono sollte die Seite , auf welcher sich
die Mehrheit befindet der alte Wahlvereiii bleiben ,
d. h. daß alles Eigentum desselben in die Hände der
Majorität übergeht . Selbst Janso » und Hecker als
Anhänger Köckeritz erklärten , daß derselbe die Kasse
abzuliefern habe , u n d er selb st sagte dann zu ,
daß er a b r e ch » e u w o l l e. Nachdem sich nun bei
der Abstimmung die Mehrheit für die Opposition ent -
schied — man hatte sich anscheinend stark verrechnet — ,
verließ Köckeritz mit seinem Anhang die Versammlung
und gründete die Svndrrorganisativn . Die dem Kreis -
ivahlverei » Niederbarnim gehörenden Beitragsmarken ,
bzw . die dafür eiugenommeneu Gelder , ivelche , mit
Ausnahme eines Bezirkstaisierers , an Köckeritz ab¬

geliefert wurden , sind bi » heute noch nicht mit dem
Kreisvorstand abgerechnet , trotz abgegebenem Ver -
sprechen also unterschlagen worden . Daß Gelder bei
der Konsumgenoffenschaft hinterlegt sein sollen , darüber
schwirren ivohl allerhand Gerüchte , offiziell sind uns
noch keine Beweise gegeben worden , was ja bei der Ge -
heimntskrämeret des Lonberorganisattönchens nicht zu
verwundern ist . Die Mehrheit der Parteigenossen am
Ort hat sich für den alten Wahlverein , welcher den
alten sozialistischen Grundsätzen treu geblieben ist , enr -
schieden , und diesem gehört daher alles bisherige Eigen -
tum . Um ihre » Arbeiterverrat zu bemänteln stecken
die Herrschaften sich hinter die feldgraue » Genoffen .
Na , diese werden ihnen schon bei gegebener Zeit den
verdienten Judaslohn auszahlen . Nawröcki .

Neukölln . In einer stark desuchten Versammlung
des Sozialdemokratischen Wahlvereins in Neukölln
lU . S . P . D. I sprach am Dienstag Genosse Emil Eich -
Horn über die politische Situation . Genosse Eichhorn
schilderte die einzelne » Phasen der Reichstagsrevo -
lutivn und zeigte , welche Politik für die Arbeiterklaffe
die einzige richtige ist . Rur die Unabhängige Sozial -
demokratische Partei vertrete wirksam die prole -
tarischen Interessen . Die Ausführungen des Redners
wurden mit großem Beifall aufgenoinmen .

Die » reiskonserenz de « Reichstagswahlkesiseb
Zeift - Weißeusels faßte am letzten Sonntag folgenden
Beschluß : „ Ter Kreistag beschließt , der Sozialdemokr »
tische Berein für den Wahlkreis Naumbnrg - Weißen -
fels - Zeitz schließt sich heute mit seinen gesamten Kassen -
beständen , Inventar und Fonds , sowie mit seinem Or -

gan , dem „ Volksboten " , der Unabhängigen Sozial -
demokratischen Partei Deutschlands an . " Obwohl der
Abgeordnete des Kreises , Thiele , wiederholt in länge -
rrr Rede gegen diesen Antrag sprach , wurde er in
namentlicher Abstimmung mit 89 gegen 12 Stimmen

augenonlmen . leichinanii - Naumburg verlas eine lün -

gere Erklärung einiger Genolse » . die gegen den An -

trag gestimmt habe ». Nach Schluß der Versammlung
erklärten aber andere Genossen , daß ihre Ab -

stimmung zwar gegen den Antrag gelautet habe , daß
sie aber den Anschluß a » dir Unabhängige Partei mit

vornehme » . Dir Anstellung eines Bezirksiekretürs
wurde beschlossen und als solcher Genosse Windau -
Bochum gewählt .

In der Geueralversammluiig des Kreiswahl -
Vereins sür Zauch - Belzig - Luckenwalde , die
am lS . Jun iin Luckenwalde tagte und in der Wels

referierte , erklärte der Abgeordnete des Kreises , Fer -
dinand Ewald , daß er im Reichstage für die ersten
beiden Kriegskredite gestimmt habe , bei deu beiden
nächstfolgenden » reditvorlageu habe er sich der Stimme
einhalte », weil er der Ansicht war , daß von der Reichs -
leitung nichts unternvmme » würde , um den Frieden
herbeizuführen . Durch die Ablehnung der Fried « « » -
angebote Deutschlands durch die feindlich « » Staaten
habe er sich veranlaßt gesehen , für die daraufsolgende
Kreditvorlage zu stimmen . Die Versammlung beschloß
eine Resolution , daß die neuerdings angeforderten
Kriegskredite nur dann bewilligt werden solle », wenn
l . die Reichsleitung die » » zweideutige Erklärung ab -

gibt , daß sie zu einem Frieden ohne Annexionen izg -
licher Art und ohne Entschädigungen bereit ist , sofern
derselbe die Unversehrtheit des Reiches und seine wirt -

schaftliche Existenz und Neiterentwicklung i » sich

schließt , 2. die Reichsleitung der Demokratisierung der
inneren politische » und soziale » Verhältnisse zustimm »
und die Gewißheit besteht , daß zur Erledigung der

preußische » Wahlrechtsfrage mindestens im Sinne des

Reichstagswahlrechtes » och während des Krieges
Schritte unternommen werden . " Die Regierungs -
soztalisten werden auch so sür die Kredite stimmen
müssen , wenn sie ihre ganze bisherige Politik nicht als
falsch erklären und sich als Politiker unmöglich machen
» ollen .



Ans l5ohens Wahlkreis . ? ie auverordentliche
Generalversammlung des Sozialdemokratischen Ber -
eins für ' R e » st a. V. beschloß mit '•"!■") gegen 9 Stimmen
dem ?l n trag Zeulenroda gemäß den Jl n s ch l n ß an
die ll n a b l> ä n g i g e Z v z i a l d c m o k r a t i s ch e
P a r t e i ? c n t s ch l a n d s . Pon den dagegen stim -
Menden ( Genossen erklärte noch ein Teil , daß er sich
keiner anderen Organisation anschließen werde nnd
lediglich aus opportunistischen Gründen gegen den
Antrag Zeulenroda sei .

Unabhängige Organisation im Wahlkreise Wanz -
leben . Sln den letzten beiden Tonntagen wurde im
Wahlkreise Wanzleben Organisationen für die Unab¬
hängige Sozialdemokratische Partei ins Leben gerufen ,
Gs sind Mitglieder aufgenommen worden in Groß -
und Ktein - Ottersleben , Kamsdorf , Fermersleben und
Talbke - Wizsterhüsen . Die Wahlen der - Ortsverwal -
tnngcn in diesen Ortschaften wurden von den Mit -
gliedern vollzogen - in der nächsten Zeit soll eine
. itrei ' slektnng geschassen werden .

lieberall herrscht die beste Stimmung , die aus die
besten Fortschritte für die Unabhängige Partei schlie -
ßen läßt .

Königsberg i. P . Uns wird geschrieben : Der stell -
vertretende kommandierende General des L Armee¬
korps machte am lli . Juli in der Tagespresse bekannt ,
daß - wegen Teilnahme an den Lebensmittelkrawallcn
in Königsberg am 24 . und äö . Mai bis jetzt 4>> Per -
fönen von dem Königsberger außerordentlichen Kriegs -
geeicht verurteilt seien . Weitere Aburteilungen stän -
den bevor . In einigen Fällen sei Zuchthaus ver -
hängt worden , im übrigen seien meist empfindliche tzM
fängnisstrafen , in zahlreichen Fällen mit l Jahr iuid
länger , ausgesprochen . Im Anschluß hieran äußerte
sich die „ Königsberger Volkszeitung " dahin , durch
solche Vorkommnisse würde das gerade Gegenteil einer
geregelten Lebensmittelverteilung erreicht . Die Ve -
Hörden könnten gar nicht anders , als gegen Lebens -
mittelunruhen einschreiten . Man könnte bis zu einem
gewissen Grade , wenn man allen Beteiligten Gerech -
tigkcit widerfahren lassen wolle , auch verstehen , daß
durch wahrlich nicht leichte llrteile der Wiederholung
solcher . Vorkommnisse vorzubeugen versucht werde .
Die Behörden erblickten darin wohl eine jener durch
den Krieg bedingten Notwendigkeiten, , hinter der
z u m W v h l e der G e s a m t h e i t die Rücksicht
gbgen einzelne zurücktreten müsse . —

Wie „ Wahlen " zur letzten Generalversammlung
des Deutschen Metallarbeiterverbandes zustande ge -
kommen sind , dafür können wir folgendes Beispiel an -
führen : Die drei Verwaltungsstellen K ö n i g S b e r g,
Danzig und Rostock wählten in einem Wahl -
bezirk einen Kandidaten . Es erhielten Stimmen :
Habenicht - Danzig ttzll , Mischke - Königsberg 370 und
Asch - Rostock 207 . Nach dem Verbandsstatnt ist der ge -
wählt , der die relative Mehrheit der Stimmen
erhält . Mischke - Königsberg , ein Anhänger der Oppo -
sition und kein Angestellter , war gewählt worden ,
doch die B e z i r k s l e t t u n g erklärte einfach seine
Wahl für ungültig , weil in Danzig die Wahlzeit
üeberschritten worden wäre . Eine Neuwahl fand nicht
statt , dafür entschied die Bezirksleitung , daß Asch -
Rostock ist kein Oppositioneller , dafür aber — V e r -
berg die meisten Stimmen bekommen hätte . Asch -
Rostock ist kein Oppositioneller , dafr aber — B e r -
b a n d s a n g e st e l l t e r und eine treue Stütze des
v . ailptvorstandes . Auf diese Weise wurde der große
Stab der Angestellten ans der Generalversammlung
vermehrt . Nicht weniger als 44 Berbandsbeamte waren
auf ihr anwesend .

Jnsterbnrg . Der allergrößte Teil der Genossinnen
und Genossen hält treu zur Politik des alten Bezirks -
Vorstandes , der auf dem Boden der Opposition steht .
Herr Seemann , der neue Sekretär des Parteivorstan -
des , versuchte in einer Versammlung mit heißem Bc -
mühen , die Genossinnen und Genossen für den Regie -
rnngssozialismns zu gewinnen . Das ist ihm gänzlich
mißlungen . Die Versammlung war nicht auf seinen
Wunsch einberufen . Er hatte sich als Referent in Vor -
schlag gebracht und geschrieben , Parteisekretär Genosse
Linde könne nach ihin das Wort erhalten . Es
wurde aber vereinbart , daß Linde und Seemann mit
gleichen Rechten in der Versammlung reden
sollten . Die Versammlung , die am Sonntag , den
l7>. Juli stattfand , war von etwa 80 Personen besucht .
Die Anhänger Lindes und Seemanns saßen gesondert
Tie Zahl der elfteren betrug gegen 00 , die Zahl der
letzteren etwa 20. Seemann referierte zuerst . Er ver -
suchte die Politik der Regierungssozialisten zu recht -
fertigen . In seinem Referat fehlte . es natürlich nicht
an B e s ch i m p f n n g e n d e s <0 e n v s s e n H a a s e
im Stile der „ Königsberger Voltszeitung " . Es wär
Genossen Linde leicht , unter dem lebhaften Beifall des
größten Teils der Versammlung Herrn Seemann
griindlich heimzuleuchten . Als dieser das Schlußwort
nehmen ivollte , sagte ihm Genosse Linde , daß er das -
selbe Recht habe , wie Seemann , verzichte dieser nicht
auf das Schlußwort , so müsse er es auch erhalten .
Seemann war bei - Meinung , daß er als Referent An -
spruch aus das Schlußwort habe , und ergriff es auch .
Die Versammlung hatte aber keine Lust mehr , ihn an -
zuhören . Ein Teilnehmer nach dem anderen ging
hinaus , und es fehlte nicht an Zurufen : „ Wir sind
alle für Linde ! " Seemann sprach aber unver -
drosscn weiter . Selbst eine Reihe seiner Anhänger
redete er hinaus , denn schließlich waren nur noch
— sieben seiner Getreuen anwesend , so daß er
schließlich aus eine Abstimmung über seine Resolution
verzichtete . Die Versammlung , für die er und seine
Anhänger vorher die größten Anstrengungen gemacht
hatten , endete für die Regierungssozialisten mit einem
Fiasko , während Genosse Linde fünfzehn neue
Mitglieder aufnehmen konnte .

Tilsit . Die Mehrheitssozialisten machen hier er -
staun l ich e Fortschritte . Kürzlich sollte eine Versamm -
lung stattfinden , zu der aber kein Redner auszutreiben
war . Es wurde bald . eine zweite Versammlung ein¬
berufen , zu der sich der Parteisekretär des Parteibor -

standes , Herr Seemann , eingefunden hatte . Diese

Versammlung konnte aber nicht abgehalten werden ,
weil fast gar keine T e i l n e h m e r e r s ch i e -

neu ivaren . Wenn das so weiter geht , wird Tilsit
ja bald eine besonders starke Domäne der Regierungs -
sozialisten werden .

Elbing . Sehr übel erging es in einer Versamm -
lung des Sozialdemokratischen Vereins dem Regie -
rungssozialisten Barkel , Redakteur der „ Königs -

ibcrger Volkszeitung " . Er versuchte der Versammlung
die . W o h l l a t e n dieses „ Verteidigungskrieges " so -
wie des Hilssdienstgesetzes vor Augen zv führen , lwtte
aber vergessen , daß er Arbeiter vor sich hatte . ' Aach

idtstn Referat Bartels ergriff ein Genosse das Wort ,
und in zweistündiger Rede führte er Bartel gründlich
ab . Als dieser im Schlußwort den Genoffeu totschreien
wollte , riefen ihm die Genossen zu : „ 3! aus mit
dem Lump ! " Sie bedachten Barkel mit weiteren

. Liebenswürdigkeiten , nannten ihn Verräter und

meinten , er möge nach Königsberg gehen und sein
M i st b l a t t ich in i e r e n. Auch solle er sich vom

Regierungspräsidenten die Hand drücken lassen . Bartel
wird wohl nicht noch einmal nach Elbing kommen .
Diese erregte Haltung der Arbeiter läßt deutlich er -
tennen , wie sie die Politik der Regierungssozialisten
beurteilen .

Für die Frauen .
Die österreichischen Frauen für das Stimmrecht .

In Oesterreich entfalten die Frauen eine eifrige
Agitation für das Frauenstimmrecht . Am 17. Juni
fanden zehn Fraueuersammlungen in Wien und Ilm -

gebung statt , in denen allen das Stimmrecht zur Tis -

kussion stand . Dies soll nur der Beginn einer ausge -
dehnten Propaganda sein . Auch der dcutsch - böhmische
Arbeitertag nahm jüngst in Prag Stellung für das

Fraueuwahlrecht nach einer mir großem Beifall ausge -
nommenen Rede der Genossin Popp .

Weibliche Schutzleute in England . Es wird zurzeit
in England eine rege Propaganda entfaltet , um einen
weiteren Zuzug von Frauen zur Schutzmannschaft zu
erzielen . Es sind im ganzen Land nun rund 250( 1 weib¬
liche Schutzleute angestellt , davon 400 in London - Citn .
Man will die Zahl aber binnen kurzem auf 10 000

( bringen . In jüngster Zeit sind auch die ersten Park -
wächterinnen in London fest angestellt worden . Dies
in England sehr angesehene Amt wird vom König ver -
geben : dieFrauen sind aus den bewährten Polizistinnen
gewählt worden . Sie haben dieselben Rechte wie die

Männer , einschließlich des Rechts zu verhaften .

Gleichstellung der finnischen Frauen im Staats -
dienst . Der Verfassungsausschuß des finnischen Land -
cages hat auf Antrag eines weiblichen Abgeordneten
vorgeschlagen , in der neuen Verfassung zu bestimmen ,
daß das Recht , Staatsämter zu bekleiden , jedem finni -
scheu Untertan ohne lltücksicht auf das Geschlecht zu -
stehen soll .

Aus der Zeit .
. EinkömmlichtSchweinegeschäfte halder Administrator

von Eberstadt in Düpvel bei Wannsee gemacht : der Mann
ist Gcneralverwalter der etwa 2V Güter des Prinzen
Friedrich Leopold von Preußen . Die Polizei ernrnrelte ,
daß von Eberstadt mit verschiedenen Personen in Geschäfts -
Verbindung stand wegen Abgabe von Schweinen weit über
dem Höchstpreis . Einmal ist der Verkauf von Schweinen
an andere Personen als an den Vichhandelsverband ver -
boten, - dann aber ist die Neberschrcilung der Höchstpreise
strafbar . Das weiß Herr von Eberstadt, ' muß es wissen .
Trotzdem macht er derartige Geschäfte . Noch vor ganz
kurzer Zeit verkaufte er an den Schächtermeister Ha sc lost
ans Teltow 12 Schweine . Die Gendarmerie war aber
auf dem Posten : sie beschlagnahmte die Borstentiere und
verhaftete Haseloff . Auch Herr von Eversladt ist in Haft
genommen worden .

Man sollte meinen , daß gerade diejenigen die geltenden
Bestinimungen , die im Interesse der Volksernährung ge -
troffen worden , am ehesten respektieren sollten , die be -
sonders Wert aus ihre patriotische Gesinnung legen . Aber
Geld wirft alles über den Haufen .

Kriegsprosite . Tie Rheinische Automobil - und
Motorcnfabrit Benz L- Eo . hat ein fettes Jahr hinter
sich . Während die Gesellschaft im letzten Friedensjahre
eine Dividende an die Aktionäre nicht ausschütten
konnte , brachten die Kriegsjahre ungeahnte Profite .
Die Dividenden stiegen von >2 auf 20 Prozent und im
abgelaufenen Geschäftsjahre kamen nicht weniger den »
30 Prozent zur Verteilung . Daneben sind aber auf die
Maschinen so hohe Beträge abgeschrieben , daß sie nur
mit einigen Mark zu Buch stehen , während das Maschi -
nenkonto allein im Vorjahre noch etwa 1 Million
betrug .

'

Eine hochwichtige Begegnung . In einem Berliner
Mittagsblait ist folgende Notiz zu lesen :

Die von der gesamten deutsche » Sportgemeinde
mit höchster Spannung erwartete , bisher aber nicht
zustande gekommene Begegnung zwischen unseren
beiden besten Dreijährigen , dem ungeschlagenen
Derbnsieger Landgraf und dem in diesem Jahre eben -
falls unbesiegteuPergvlese , wird sich nunmehr viel -
leicht doch noch verwirklichen lassen . Sowohl der
Hanieliche wie der Weinbergsche Hengst besaßen
Engagements in der großen Hannoverschen Renn -
woche , doch ist Landgraf kürzlich sowohl aus dem
Grabensee - Erinnerungsrennen , wie dem Großen
Preis von Hannover gestrichen worden . Nunmehr
hat , wie uns kurz vor Redaktionsschluß aus der
Leinestadt gedrahtet wird , der rührige Hanno -
verschc Renn verein ein Extrar e n n e n ausge -
schrieben , das die beiden Eliteh e ngste innerhalb
der am 3. August beginnenden Großen Woche zu -
fämmenführen soll .

Wie wenn sich zwei Könige begegnen , so wird hier
die Begegnung zweier Rennpferde dargestellt . Tele -
graphierxn läßt sich das Blatt diese wichtige Begegnung
noch . Wir haben es herrlich weit gebracht ! Wundern

sollte man sich eigentlich über diese Wertung einer
Pferdebegegnung nicht , da die Pferderennen „ nur die
notwendigen Leistungsprüfungen für die Vollblut -
zucht " darstellen sollen . Deswegen soll es auch bei den
für die Kräfteerhaltung der Rennpferde notwendigen
Haferzulagen bleiben , auch der Kohlenverbrauch für
den Eisenbahnverkehr zu den Rennen spiele keine
Rolle .

Manche Leute werden meinen , daß die Arbeits -
pferdc die Haferzulagen notwendiger brauchen als
Rennpferde . Mehr noch muß man aber der Meinung
sein , daß der Bevölkerung Ernährungsprodukte aus
Hafer noch notwendiger tun als den Rennpferden .

Roch nicht genug Teuerung . Auch die deutschen
Mühlenindustriellen haben es eilig , die Brotverteue -

rnng auch über den Krieg hinaus schon jetzt festzulegen .
Einer Nachrichtenstelle zufolge hat die deutsche
Mühlenindustrie , die in drei großen Organisationen
zusammengeschlossen ist , an die Reichsregierung eine

Eingabe gerichtet , in der Wünsche für die künftige
- Gestaltung der Mehlzölle vorgetragen werden . Für
den Fall einer Beibehaltung der jetzigen Zollsätze für
Getreide wird eine Heraufsetzung des Mehlzolles auf
das Zweieinhalbfachc des Kornzolles in Vorschlag ge -
bracht . Bei einer etwaigen Herabsetzung der Getreide -
zölle wird die Erhöhung der Mehlzölle auf das Drei -
einhalbfache des Kornzolles für notwendig erklärt . Tie
Eingabe soll zum guten Teil durch die starke Kon -
kurrenz der billiger arbeitenden ungarischen Groß -
mühten veranlaßt worden sein .

Wegen großer Gctreideschicbnngen ist der Ge -

treidchändler Katzenellenbogen aus Eharlottenburg
von der Posener Strafkammer zu 1' / - Jahren Ge -

sängnis und einer Geldstrafe von 850 000 Mk . verur¬
teilt worden . Die Strafe siel - so niedrig aus , weil .
das Gericht zugute hielt , daß er von h o ch st e h e n -
den Persönlichkeiten zu den Getreideschiebun -
gen verführt worden ist . Man hat den Mann , der bei
den Getreidcgeschäften R i e s c n g e w i n n c machen
konnte , gegen eine Kaution von 300 000 Pik . auf freien
Fuß gesetzt .

. Im Anschluß an die Verhandlung gegen Katzen -
ellcnbogcn wurde verhandelt gegen einen Landschafts -
rat Delitz . Er gehört dem Vorstand der landwirt -
schaftlichen Zentral - Ein - und Verkauss - Genossenschaft
in Posen an und hat sich nach der Anklage in 10 Füllen
an Getreide - Schicbungsgeschäften beteiligt . Der
Staatsanwalt beantragte gegen ihn eine Gefängnis -
strafe von 2 Monaten und 12 000 Mk . Geldstrafe . Das
Urteil ist in dieser Verhandlung noch nicht gefüllt .

„ Es empfiehlt sich für jeden Besitzer , sein Geld in
Sicherheit zu bringen . " Der Bankier Michael Katzen -
stein verschickt an Rittergutsbesitzer folgende bezeich -
nende Offerte :

„ Hierdurch wollte ich mir die höfliche Anfrage er -
tauben , ob Tie geneigt wären , Ihr Rittergut b e i
voller Auszahlung Ihres Guthabens
z u verkaufen , in welchem Falle ich Ihnen einen
schnell entschlosseneu Käufer nachweisen könnte . T a
sich noch gar nicht absehen läßt , was
aus diesem Kriege werde n w i r d , s v
empfiehlt es sich für jeden Besitzer ,
sein Geld in Sicherheit zu bringen und
deshalb dürfte es Ihnen gewiß sehr angenehm sein ,
von mir diese Anregung zum Verkaufe zu erhalten .
Ich wäre Ihnen für eine baldgefl . Ucbermittlung aller
Daten mit äußerstem Preise sehr verbunden . Je aus¬
führlicher Ihre gefl . Angaben sein werden , desto
schneller wird der Abschluß erfolgen . Sie könnten sich
der sorgfältigsten Wahrnehmung Ihrer Interessen und
der diskreten Bearbeitung des Verkaufes versichert
halten . Hochachtungsvoll "

Herr Katzenstein appelliert an die Herren Ritter -
gutsbesitzer , ihr Geld in Sicherheit zu bringen . Mag
die Gefahr ruhig andere verschlingen .

Quittung .
Vom 10. Mai bis 10. Juli 1017 gingen bei dem

Unterzeichneten folgende Beiträge für die llnabhän -
gige Sozialdemokratische Partei ein : Von der schwar -
zeu Maske 3000 Mk. , von Ungenannt durch L. Z.
5 Mk. , von R. 300 Mk. , durch E. V. 300 Mr. , von G -
Brandenburg 20 Mk. , von L. - Königsberg 76,58 Mk. ,
von A. aus Erlangen 5 Mk. , durch Gen . G. 150 Mk. ,
von O. - Friedrichhagen 5 Mk. , von Eh . - Grimma 50 Mt . ,
von K - Schmalkalden 22 Mk. , von St . - Bitterfeld 5 Mk. ,
deponierte Parteibeiträge der Genossin Zetkin durch
W. Bock 10 Mk. , von A. B. E. - Freiburg i . B. 20 Mk. ,
von G- - Gvtha 01,72 Pik . , von M. durch H. - Gotha 14 Mk. ,
von B. - Hnlberstndr auf Listen 71 Mk. , von Sch . - Reu -
tölln 3 Mk. , von G. - Berlin 5 Mk. , von Sch . - Leipzig :
für die Opfer des P . - B. 375,80 Mk. , von G. - Hann . -
Münden 30 Mk. , von der schwarzen Maske 2000 Mk. ,
von H. - Stettin 100 Mk. , von pommerschen Partei -
genossen im Felde gesammelt 05,40 Mk. , von T. - Leipzig
1000 Mk. , von H. - Berlin 500 Mk. , vom Kreis Nieder -
barnim 1000 Mk. , vom Niederrhein 1283,02 Mk. , von
G. - Gotha auf Listen 100 Mk. , von Sch . - Äreslau 42,15
Mark , von E. - Arnstadt aus Listen 24 Mk. , von Slamcn
bei Tpremberg 7,50 Mk. , von der schwarzen Maske
3000 Pik . , von B. - Danzig 10,02 Mk. , von R. - Halle auf
Listen 110,85 Mk. , von Sch - Memel aus dem Felde
10 Pik . , von C. - München 5 Pik . , von der alten Opp� -
sition durch H. 010 Mk. , von Franz R. - Neukölln aus
dem Felde 5 Mk. . Von Tch . aus dem Felde 8 Mk. ,
von G. - Äiel 230,37 Mk. , von einem Nichtumlerner
K. G. aus dem Felde 2 Mk. , von Ungenannt 5 Mk. ,
von M G. 10 Mk. , von Randow - Greifenhagen 75 Mk. ,
von Kollegen der Firma Otto Bühe - Wittenau - Wald -
straße 3,50 Mk. , von L. aus Großtabarz 5 Mk. , für
Broschüren 8,25 Mk. , von Ehemnitz 10,70 Mk . und
7,50 Mk. . von einem Feldgrauen durch H. 20 Mk. , von
vier Genossen durch G. 700 Mk. , von T. - Magdeburg
05 Mk. , 3 Mk . von Ungenannt für Parteizwecke .

Wilhelm D i t t m a n n ,
Berlin NW . 6, Schiffbauerdamm 21 , 2. Hof , 3 Tr .

« Bei Geldsendungen wolle man dsts Postscheckkonto
Berlin 32 287 benutzen . )
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